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Dem Königl. Preußischen

Stadt- und Landgerichts - Director

Herrn von Bernuth

Hochwohlgeboren zu Münster

freundschaftlichst gewidmet

Düsseldorf,

im August 1833.

vom

Verfasser.





Vorwort

zu dem Vorworte des Herrn Geheimen Ober:

Regierungsrathes Streckfuß.

Nur
Lur mit einer gewiſſen Befangenheit unternehmen wir es,

über die bürgerlichen Verhältnisse der Juden unsere Über

zeugung auszusprechen und diese einem größeren Publicum

vorzulegen, weil es wirklich gewiffe Gegenstände giebt, wel

che man theils schon für abgeurtheilt, theils wenigstens

für so vielseitig beleuchtet und erörtert hålt, daß es auf ei

ne abermalige Belästigung der sonst so sehr nachsichtigen

Lesewelt angelegt zu sein scheint, wenn ein Unberufener es

wagt, dem Berufenen und Sachverständigen entgegen zu

treten und in einem Momente Zweifel zu åußern , wo über

das Schicksal eines uns nahe befreundeten Volksstammes

in einem Staate vielleicht schon entschieden ist, der zuerſt in

Deutschland das Panier åchter religiöser Toleranz aufsteck

te und in seinem Verwaltungssysteme den Grundsäßen der

wahren geistigen und politischen Freiheit zu huldigen begann.

Aber manche Gegenstände, über welche die Schriftge=

lehrten und Weisen der Nation ſich ſchon långſt verſtåndi

get zu haben glauben , sind von der Art , daß nur durch

die Wiederholung des schon längst Bekannten und bis zum

Überdruß Geſagten undBehaupteten, der Sache derWahr

heit und des Rechtes ein geneigtes Gehör verſchafft werden

fann. Die gebildete, die vorurtheilsfreie Welt ist bereits

långst darüber mit sich und ihren früheren Widersachern ei

nig, daß kein Mensch des andern Sclave sein dürfe und

dieser Sah, schon seit geraumer Zeit in unsern academi

schen Hörsålen zur Genüge discutirt, durch die Preffe als

unumstößliche Wahrheit in allen Welttheilen verbreitet,

kann, wenn es auf die Anerkennung durch die That an=

kommt, noch immer nicht dazu gelangen , allgemeine Gül

tigkeit zu erhalten, weil den klaren Anforderungen des Rech

tes die Anmaßungen der Selbstſucht und des Eigennußes

entgegengesetzt werden ; ja, es ist sogar, in manchen Theilen

des großen Nordamerikanischen Staatenbundes, die Scla

vereidurch die neuere Gesetzgebung förmlich anerkannt erhal=
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ten und bestätiget worden. Ähnliche Widersprüche finden sich

indenstaats- undvölkerrechtlichenVerhältnissen Europas nicht

ſelten und die Ansprüche der gesunden Vernunft werden ge

wöhnlich mit dem Gemeinplage beſeitiget , daß die theoreti=

schenWahrheiten öfters den Ansprüchen einer geläutertenPra

ris nicht entſprächen und daher dieſer weichen müßten. Iſt

abernicht noch vor einigen Jahren im Intereſſe der Theorien

ganz im Ernſte über die Richtigkeit dieſer oder jener Buch

stabir- oder Syllabir - Methode gestritten worden? Wir

machen im Betreff der bürgerlichen Verhältnisse der Juden

nur auf dieselbe Gunst Anspruch, welche den Lesefibeln

unserer Kinder zu Theil wurde.

Der Herr G. D. R. R. Streckfuß hat in dem Vor

worte zu ſeiner Abhandlung über das Verhältniß der Juden

zu den christlichen Staaten , zwischen den Stimmen scharf

unterschieden, welche sich über den Entwurf zu einer Juden

ordnung für die Preußischen Staaten in den Zeitungen und

Journalen erhoben haben, und denen, welche sich ausder

Gesellschaft und zwar aus allen Klassen der christlichen Ein

wohner haben vernehmen lassen. Die ersteren schreibt er,

wie er sich ausdrückt,,,vielleicht ausschließlich jungen jüdi

schen Schriftstellern zu , welche mit der ihrer Nation eigen=

thümlichen, an sich selbst sehr lobenswerthen Betriebſam

keit, die Journale für sich in Beschlag genommen hatten. "

Wir können jedoch die, allenfalls juriſtiſch zu erwei

sende Verſicherung hier aufstellen , daß wir dem moſaiſchen

Glauben nicht angehören , wir haben nie mit den Israeli

ten im besonderen Verkehr gestanden und am wenigstenGu=

tes von ihnen genossen , wir haben sogar aus mehreren,

hierher nicht gehörigen Gründen, unangenehme Erinnerun=

gen zu überwinden gehabt, als wir die Schuhwaffen für

diese unterdrückte Nation erhoben.

Was die, nach der Behauptung des Herrn St. aus

der Gesellschaft und zwar aus allen Klaſſen der christlichen

-Einwohner hervorgegangenen Stimmen gegen die unbeding=

te Emancipation der Juden betrifft, so haben wir diese nicht

vernommen und, wenn sie auch hin und wieder sich erho=

ben haben, so würden wir doch hauptsächlich nur den=
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•

jenigen unsereAufmerkſamkeit ſchenken, welche aus der bür

gerlichen Gesellschaft ihre Entstehung ableiten. Die

Christlichkeit, als dem Judenthum entgegengeseht, und

als eine besondere Religion , welche als streitende undAndre

ausschließende Parthei auftreten will, hat hier keine Stimmes]

denn das Reich des wahren Christenthums iſt nicht von die=

fer Welt, nur auf die Geiſter kann ſie ihren Einfluß ȧuſ

sern , dort ist das , ihr von ihrem hohen Stifter angewiese=

ne Gebiet, und es ist unter ihrer Würde, ihre ehemaligen

Religionsgenossen in der bisherigen schmählichen Dienstbar

keit noch ferner zurückhalten zu wollen.
Ein zwar unge=

mein ſummariſches , aber doch immer recht bedenkliches

Verfahren ist es indessen, denn, wenn man unbekannte

Stimmen, gewissermaaßen Naturstimmen vernimmt,

diese, um aus der Sache zu kommen, bestimmten Indivi

duen, oder einzelnen Ständen zuzuſchreiben. So hat sich

Mancher darin gefallen , die Anhänglichkeit der Rheinlån

der an ihre liberalen Inſtitutionen, an ihre Gesetzgebung und

Gerichtsverfassung und die in dieſer Beziehung ganz unverho=

len ausgesprochenen Gesinnungen des Volkes, blos dem Eine

flussederAdvokaten zuzuschreiben, weildieſe ein pecuniåresIn

teresse hätten, die ihnen willkommenen Formen zu erhalten.

Den bisherigenWortführern für die Sache der Eman

cipation der Israeliten wirft Hr. St. vor , daß sie ihre

Waffen ungeschickt und unbesonnen geführt und

in blinder Hiße sich selbst und den Ihrigen Wunden beige

bracht hätten ; wir müssen es daher , des Gebrauches von

Waffen ungewohnt , mit einem bloßen Rappiere verſuchen.

HerrSt. berührt die angeblicheUnanwendbarkeitdes Eman=

cipations - Edictes vom 11. März 1812 in den neuen und

wieder erworbenen Provinzen und ist der Meinung, daß

man ſchon unter der Verwaltung des freiſinnigen Staats

kanzlers, Fürsten von Hardenberg, die Erfahrung gemacht

habe , daß die Ausdehnung dieses Gesetzes auf die neuen

Provinzen bedenklich und vielmehr die größereBeschränkung

der Juden rathsam sei. Es scheint jedoch bei der Nieder

schreibung dieser Äußerung durchaus übersehen worden zu

1*
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sein, daß fast in allen neuen und wieder erworbenen Ge

bietstheilen der westlichen Provinzen , z. B. in den Be=

standtheilen des vormaligen Großherzogthums Berg , eini

gen Theilen des Königreiches Westphalen und des ehemali

genKaiserreichesFrankreich und in vielen der östlichen, z.B.

in andernBestandtheilen des ehemaligen Königreichs Westpha=

len, die Juden, mit , im Ganzen unbedeutendenAusnahmen,

größere Rechte bereits erhalten hatten, als das Edict

vom 11. März 1812 ihnen geben konnte ; sie waren wirk

liche Staatsbürger geworden , eine Eigenschaft, welche

ihnen, selbst durch einen Machtspruch, nicht entzogen

werden könnte. Die einzigen Veränderungen , die daher

in dem Zustande dieser Religionsgenossen zulässig wåren,

könnten allenfalls die fein , daß die wenigen Juden in den

unbedeutenden Enclaven und einigen kleinen Gebietstheilen

aufdemrechtenRheinufer, nebst den bedeutenderenProvinzen

auf dem rechtenWeserufer und in dem GroßherzogthumPo=

fen, welche noch nicht als active Staatsbürger angeſehen

werden könnten , gleiche Rechte mit ihren bereits früher un

widerruflich emancipirten Mitbürgern erhielten. Es ist aber

in unserer Zeit eine gewisse legislatorische und staatswirth=

schaftliche, übrigens schwer zu erklärende Ungeduld nicht zu

verkennen ; denn kaum hat man ein Saamenkorn zum Ge

deihen ausgestreuet , als man schon die reifen Früchte ein

erndten will. Was mehr als ein Jahrtausend verschuldet,

was die Barbarei und der tyrannische Druck von Seiten un

ferer christlichen Vorfahren an einem Volke verdorben hat

te, dessen strenge Abgesondertheit gerade durch Milde und

Versöhnung hätte besiegt werden müssen , dies soll auf ein

mal durch eine legislatorische Bestimmung wieder gut ge=

macht, restaurirt und neu geschaffen werden, durch welche

zwar eine bessere Generation vorbereitet, keineswegs aber

erbitterte und unterdrückte Gemüther mit ihren Unterdrückern,

gleichsam durch ein Zauberwort, wieder befreundet und zu

einer Gemeinde vereiniget werden können , und noch weni

ger mag es jetzt noch für angemessen erachtet werden, durch

fortgesetzten partiellen Druck, diese brüderliche Vereinigung

erzwingen zu wollen.
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Herr St. legt ein großes Gewicht auf die Gutachten

der Provinzialstånde ! Über diese einzelnen Actenstücke be

halten wir uns noch unserUtrheil vor, wir wollen nur vor

läufig hier bemerken , daß die Ansichten der die Interes

ſen einzelner Abtheilungen der bürgerlichen Geſellſchaft_re

pråſentirenden Provinzialstånde, in dem vorliegenden

Falle, wo gerade von Rechten die Rede ist , welche mit

diesen Interessen in Collision kommen könnten, nicht immer

für die Urtheile der gesamten Nation erachtet werden kön=

nen, und daß es jedem Unbefangenen einleuchten muß, wel

che sehr bedeutende, vortheilhafte Veränderung mit der Ju

denschaft bereits in denjenigen Provinzen vor sich gegangen.

ist, wo die Israeliten sich bisher im vollen Genuße der ge

samten bürgerlichen Rechte befunden haben. Man verglei=

che z . B. einen Israeliten des Großherzogthums Posen mit

einem Israeliten der Preußischen Regierungsbezirke Cöln,

Aachen, Düsseldorf, Coblenz oder Trier!

V

Wenn , dieß sei zu der , S. 8 vorkommenden Äu

ßerung des Herrn St. geſagt , die Chriſten ihre ausgezeich=

neten Månner für sich gelten lassen, fie anpreisen und ſelbſt

canonisiren , warum soll man denn die ausgezeichneten Ju

den nicht auch ihren Glaubensgenossen in Anrechnung brin=

gen? Warum wollen wir hauptsächlich nur diejenigen nen=

nen , welche ihren våterlichen Glauben aufgegeben haben?

MosesMendelssohn und Spinoza verschmäheten es eine an=

dereReligion anzunehmenundwirkönnen nochmanchen andern

sehr achtbarenMann moſaiſchen Glaubens, der eben so denkt

und es fürPflicht hält , bei seinenunterdrückten und zurückge=

ſeßtenBrüdern zu verharren, weil dieſein ihrer Erniedrigung

immer tiefer ſinken würden , wenn die Beſſeren unter ihnen

sie hülflos ihrem Schicksale überließen. Der große , der!

ausgezeichnete Mann gehört keiner Sekte, keinem Cul

tus ausschließlich , er gehört der edlern Menschheit an ;

aber warum soll sein Name, soll sein guterRuf einem, von

dem Mächtigen und Angesehenen der Erde noch immer mit

Geringschätzung behandelten , keinesweges jedoch gegen die

Ehre gleichgültigen Håuflein Altgläubiger entzogen werden ?

Man muß die Christlichkeit nicht in allen Verhältnissen an

C



dieSpike stellen und wohlbedenken, daß alle ausdemJuden=

thumhervorgegangenen undvonHerrn St. angeführtenMån

ner, dasjenige, was ihnen eigentlich Werthgiebt, größtentheils

bereits schon waren, als siezum Christenthumeübertraten.

Die bürgerliche Freiheit entwickelt sich erst gehörig in

dem verfassungsmäßigen Leben, denn auch der Preußische

Staat hat bekanntlich eine Verfassung, dieß ist eine ausge=

machte und vielfach durch die Erfahrung bestätigte Wahr=

heit; eine wesentlich liberale Verfaſſung kann daher den Is=

raeliten auch eben so wenig das Staatsbürgerrecht versagen,

als den Herrnhutern , Mennoniten u. s. w. Noch mehr!

die Juden sind, was das aus ihrer Stellung hervorgehen=

de Recht betrifft, bereits Staatsbürger, die Ausübung

ihrer Rechte ist ihnen nur factisch, und ohne ihre Einwilli=

gung von der Majorität ihrer , einem anderen religiösen

Glauben ergebener Mitbürger entzogen worden. Eine

besondere jüdische Repräsentation zur Regulirung ihrer ei=

genen Angelegenheit einzuführen, von welcher Herr St.

spricht , können wir aber nicht füglich anrathen , wenn nicht

vielleicht blos die kirchlichen Angelegenheiten der Israeliten

gemeint sein sollten ; denn die besondere Repräsentation ei=

ner religiösen Gemeinde können wir in der Staats

gesellschaft nicht anerkennen. Die Lähmung , die tem=

poråre Paralysirung desMenschengeschlechtes ist daraus her

vorgegangen, daß man einer Vereinigung von Menschen,

welche sich über gewiſſe Glaubenssåße verständigethatten, ei=

nen, ſpåter überwiegenden Einfluß aufdie Staatsgesellschaft

verstattete. Das Wesen des bürgerlichen Verbandes

wurde dadurch vernichtet.

Herr St. hat seine Persönlichkeit und seine Stellung

in dem Vorworte zu seiner Schrift zur Sprache gebracht,

wir glauben im Interesse unserer Leser zu handeln , wenn

wir, beide Verhältnisse ehrend , diesem Vorworte zum Vor

worte nichts weiter , als den Wunsch beifügen , dasselbe in

Verbindung mit dem Folgenden zu lesen.

Düsseldorfim August 1833.

Der Verfasser..
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Von dem Vorworte unseres Verfassers zu dem Terte der

Abhandlung ſelbſt übergehend , wären wir faſt verſucht an

zunehmen, daß diese lettere nicht aus derselben Feder ge=

flossen sei, welche das erstere geschrieben hat ; denn in der

Fassung der Abhandlung und in dem Gange, welchen die

Untersuchung der aufgestellten Frage nimmt, finden wir

einen Geist der Ruhe und des Ernstes, welcher der Prú

fung eines solchen hochwichtigen Gegenstandes nothwendig

angehören muß. Nur gegen eine gewisse gelehrte Dialektik

des Staatsbeamten werden wir uns öfters zu waffnen haz

ben. Möge man wenigstens unser Bestreben nicht verken=

nen, auch unsern fragmentariſchen Erörterungen denjenigen

Färbenton zu geben, welchen das Interesse der Wahrheit

und die Theilnahme an dem Wohl und Wehe eines unter

drückten Volksstammes in Anspruch nimmt , den wir, wun

derbar genug, als Fremdling behandeln , nachdem er weit

über ein Jahrtausend unter uns gewohnt, und , obgleich

vielfältig mißhandelt und verfolgt, doch fast immer und zwar

meistens erfolgreich nur mit den Waffen des Verstandes ge=

gen seine Unterdrücker gefochten hat.

Daß unsere Zeit, bei der Entwickelung ihrer bürgerlichen

und politischen Verhältnisse zu den Extremen sich hinneige,

wie unser VerfaſſerS. 11. annimmt, scheint uns noch nicht

so ganz erwiesen zu ſein; denn nicht ein Hinneigen, son

dern vielmehr ein Hingedrängtwerden, möchten wir

voraussetzen und es kommt alsdann nur auf die Unter

suchung der Frage an, wer der Drånger und wer der Ge=

drångte sei , und wo der Siz derjenigen Kraft sich befinde,
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welche so bedeutende geistige Massen inBewegung seßt. Es

wird uns aber sogleich einleuchten , daß dies keine andere ſein

könne, als die allbelebende Kraft der Natur , welche die ro

he Materie zu besiegen sich bestrebt , die Trägheit (vis iner

tiae) zu bekämpfen ſucht und ihregeistigenHülfsmittel indem

selben Verhältniß benutzen muß, als das Gravitations-Prin=

cip durch Verknöcherung , oder Versteinerung der früher

flüchtigen und formbaren Stoffezugenommen hat. DieHår

te, Zähigkeit und Unauflöslichkeit der Masse , welche einen

bedeutenden Widerstand entgegensett , bringt daher die auf

fallenden Erscheinungen unserer Tage hervor , und eben ſo,

wie es sich von felbst verstehet , daß nach einem hartenWin

ter , der viel Schnee und Eis erzeugte, es einer bedeutende

ren Kraft der Sonne bedarf um den blüthenreichen Lenz und

den fruchtbringenden Sommer und Herbst herbeizuführen,

wie es ganz natürlich ist , daß die geschmolzene Wassermasse

anschwillt, aus den Ufern tritt, häufig die freie Ebene be

fruchtet , häufig aber auch, die allzusorgfältig ein=

gedåmmten Landstriche überfluthend , Verwüstungen an

richtet: so verhält es sich auch mit unserer moralischen Natur.

Es iſt alſo nicht ein Kampf der Extreme unter sich, der

vor unseren Augen sich ereignet , sondern vielmehr einKampf

gegen die Extreme, ein Kampf des Guten gegen das Bd=

fe, des Edlen gegen das Gemeine. Was würde man z. B.

fagen, wenn Diejenigen , welche um ein luxuriöſes Gelüste

zu befriedigen, den Schnee und das Eis des Winters in ih=

ren Eiskellern aufbewahren, von der Vorsehung verlangen

wollten, ihnen strengere und långere Winter zu schenken, um

desto bequemer größere Eisvorråthe magaziniren zu können ?

Würde dann noch an ein Hinneigen zu den Extremen zuden

ken sein, wenn man der Erfüllung eines solchen unchristli=

chen Wunſches, auf den Fall, daß man es vermöchte, Hin

dernisse in den Weg legte?

Der Kampf welcher begonnen hat und mit ehrlichen

Waffen geführt wird , ist ein Kampf des Lichts gegen die Fin=

sterniß und das Geräusch, dessen unser Verfasser gedenkt, ist

nöthig um die Eulen und Fledermåuſe zu verscheuchen. Bei
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dém Übergange von der Nacht zum Lage ist aber eine künft

lich erhaltene und verlängerte Dämmerung nur ein theatra

lisches Kunststück zum Behufe der finnischen Täuſchung, in

der Wirklichkeit aber gar nicht anzutreffen und am wenigsten

bei der Wegräumung moralischer Gebrechen , bei der Zurück

nahme einer groben Rechtsverletzung zu wünſchen.

Die S. 12 von dem Verfasser berührteZerstreuung der

Juden unter alle Völker und die Geschichte dieſes merkwürdi

gen Volksstammes , seitdem er aufhörte in einem eigenen

Staatsverband zu leben , ist welthistorisch interessant, eben

so das fast zweitauſendjährige , hier zur Sprache gebrachte

und immer sich gleich gebliebene Vorurtheil gegen dieſes

Volk, aus welchem HerrSt. den Schluß ziehen will „ daß

es in der inneren Eigenthümlichkeit der jüdischen Nation

begründet ſein müſſe.“ Dieser letteren Meinung können

wir jedoch aus Gründen nicht beitreten. Mißverstandene,

aber sehr erklärbare Prophezeiungen in Betreff der Schick

fale des früher sogenannten auserwählten, und in dieſer

Beziehung intoleranten und nichts weniger als beliebten

Volkes Gottes , haben sehr viel dazu beigetragen, den

Juden denjenigen Standpunkt unter den Völkern und in den

Staaten des Mittelalters anzuweisen , welchen sie bis auf

die jetzige Zeit noch in vielen Ländern einnehmen. Das Volk

Gottes wurde gedemüthiget und ein anderes Volk trat an

feine Stelle. Der Mächtige behauptet jederzeit der Liebling

Gottes zu sein, die Prophezeiungen gehen inErfüllung, weil

ſiein Erfüllung gehen sollen und in Ehren gehalten werden

müſſen, und Jeder trågt redlich ſein Scherflein dazu bei, daß

sie nicht zu Schanden werden. Der Unterdrückte, der Ge=

mißhandelte drückt sich , weil er keinen Widerstand leiſten

kann, inkeinemFalle die Sklavenmarke selbst auf, er em

pfångt sie von seinem Unterdrücker und trägt jederzeit den

Charakter derjenigen Zeit an sich, welche ihn aus denReihen

der Menschheit stieß.

i

Die Juden sollen die Nationen gehindert haben das

Gastrecht gegen sie auszuüben , aber welches Gastrecht konn

te man nach den religiösen Ansichten des hierarchischen Mittel

1
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alters den, obgleichschuldlosen, Nachkommen d-sjenigen Vol

kes zuwenden, aus welchem vor vielen Jahrhunderten einige

Wenige den Erlöser der Welt gekreuziget hatten? Gab die

ſes die fanatische Priesterzunft der damaligen Zeit zu und wå=

re es nicht eine Sünde gewesen , mit dazu beizutragen, daß

den Verfolgten ein besseres Schicksal zu Theil wurde, als

ihren die Prophezeiungen zugedacht hatten ? War es nicht

bei Chriſten und Muſelmånnern ein unverzeihliches Verbre=

chen , sich nicht zu dem jedesmaligen, alleinwahren Glauben

-bekehren zu wollen ? Erschöpfte man nicht die Theorie der

Grauſamkeit bei den Peinigungen der Juden , beraubte man

fie nicht ihres Vermögens , um sie zum übertritte zum Chri

stenthume zu nöthigen und blieben sie nicht verachtetund zu

rückgesezt, wenn auch dieser Übertritt erfolgte ? Burden

in Spanien und Portugall nicht Tauſende durch die Inqui

sition abgeschlachtet und fanden die Israeliten in Deutsch

land eine freundlichere Behandlung ? Wer kennt nicht die

Judenverfolgungen in den bedeutenderen Städten unseres

Vaterlandes , mußten die Juden nicht noch in unserer Zeit

Schußgeld und Leibzoll bezahlen , zum Beweise, daß ihnen

die , ihren Voreltern schon zugesagte Sicherheit, nur von

einer Steuerperiode zur andern , von einer "Zollståte zur

nächsten darauf folgenden gewährt werden könne? Mußten

fie nicht noch kürzlich im Königreiche Hannover ein Äquiva=

lentgeld an die evangeliſche Geistlichkeit dafür entrichten,

weil dieſe an ihren Taufen , Trauungen und Beerdigungen

nichts verdienen konnte ? Der König Johann von England

ließ die Juden einkerkern , um sich ihres Vermögens zu be=

mächtigen und die meiſten von ihnen kamen nicht geringer

davon, als daß ihnen wenigstens ein Auge ausgestochen

wurde; dies gehörte damals zur Gerechtigkeitspflege eines

Fürsten! Ein Jude, den man sieben Tage hinter einan=

der, an jedem Tage einen Zahn ausgeriffen hatte, bezahlte

am achten Zehntausend Mark Silber ! Die Juden wurden

auf die Tortur gespannt , weil man sie gar nicht als Un

terthanen , als Staatsbürger , sondern als Waare anfah.

In Frankreich bildete sich eine Observanz , die wir durch
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dasjenige Geſetz kennen lernen, welches sie wieder aufhob.*)

Das Vermögen jedes Juden nämlich, welcher

fich zum Christenthume bekehrte, wurde gleich=

falls confiscirt. Man führte als rechtfertigenden Grund

an, daß dies eine Probe sein solle , ob die Bekehrten noch

unter der Herrschaft des Teufels stånden ! Eigentlichsoll=

te aber wohl diese Confiscation eine Entschädigung oder Ab

lösung für den Fürsten oder Guthsherrnsein , weil diese durch

die Bekehrung zum Christenthume die Taren und Abgaben

einbüßten , welche sie sich von den damals leibeigenen Ju

den, die sie ohnedem bei ihrem Absterben beerbten , bezah=

Len ließen.

Der den Juden zum Vorwurfe gemachte sogenannte

Wucher mußte alle diese Bedrückungen rechtfertigen ! Wir

werden weiter unten auf den Begriff von Wucher zurück

kommen und darzuthunſuchen, was eigentlich darunter zu ver=

stehen sei; hier erlauben wir uns nur nochzu bemerken, daßei

gentlich die aristotelische Philosophie , deren Verpflanzung

nach Europa und der Umstand , daß sie , von der påbſtli

chenHierarchie gänzlich unrichtig verstanden und ſelbſt miß

braucht wurde, die Gesetzgebungen in Betreff des Wuchers

in das canoniſche Recht brachte. Es ist eine Spißfündig

keit, wenn Aristoteles es unnatürlich findet, daß Geld Geld

erzeugen solle, er hat aber nicht bedacht, daß die Zinsen

für die Benutzung des Werthes bezahlt werden, welchen das

Geld repråsentirt. Das canonische Recht erklärte sich,

frommelnd , nun gleichfalls gegen die Zinsen, obgleich es

sonst manchen Mißbrauch in der Kirchengesellschaft schirmte,

und die Gesetzgeber bedachten nicht , daß Aristoteles haupt

sächlich die logische Unbegreiflichkeit der Zinsen behauptet,

das Annehmen derselben aber unter die Erwerbungsmittel

gerechnet hatte. **) Diese falschen Begriffe vom Wucher

trugen gleichfalls das Ihrige mit dazu bei, um eine un=

glückliche Nation , die Anhänger der mosaischen Religion

*) Die d. d. Basville den 4. April 1392 erlassene Verordnung. S,

Montesquieu esprit des lois Liv. 21. Chap. 20.

**) Aristoteles Polit. Lib. 1, Cap. IX. und X.
be
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auch noch zu entehren und dadurch zu einer Lebensweise zu

nöthigen, welche allerdings das Gemeinwohl nicht sonder=

lich beförderte und für die Völker , unter welchen die Ju

den als Fremdlinge lebten, keine guten Früchte trug.

Sollten aber die, mannichfachin Anspruchgenommenen

und beschränkten Juden, nun von ihrer Seite nicht Alles

thun, um ſich für ihre Aufopferungen und Zurückſeßungen

zu entschädigen und ist es ihnen zu verdenken, wenn ſie da

noch immer åchte Juden bleiben, wo man ſie, jetzt noch wie

sonst, nicht als ebenbürtig mit den stolzen Christen ansieht,

wo man ihnen kein Zutrauen schenkt, kein Amt überträgt,

oder vielmehr, wo man die Inconsequenz so weit treibt,

ihnen zwar als Aerzten, unser und der Unsrigen Leben und

Gesundheit anzuvertrauen, aber sich scheuet, sie als Richter,

oder Verwaltungsbeamte, über , zum Theil geringfügige

Angelegenheiten der Chriſten entſcheiden zu lassen? Diese

Parias des Abendlandes sind gut genug, um ihr Blut

im Kriege für ihr gegen ſie undankbares Vaterland und für

ihnen größtentheils fremde Zwecke zu versprißen , aber

doch nicht werth, um zum Lohne für ihre Tapferkeit zu den

höheren Befehlshaberstellen befördert zu werden, sie sind

gut genug, um zu jeder Staats- und Communallast beizu

tragen und dabei noch die besonderen Ausgaben für ihre

ausgestoßene Gemeinde zu bestreiten, aber zu verachtet, als

daß man sich um ihre Schul- und Cultusangelegenheiten

bekümmern sollte ! Und doch waren die ersten Christen Ju

den und hatten, obgleich als Mårtyrer gepriesen, von den

Heiden wahrscheinlich kaum einmal so harte Beschränkun

gen und Mißhandlungen zu erdulden, als die unmenſchli

chen und raffinirten Grausamkeiten waren, welche in dem

vielfach gepriesenen Mittelalter, Hohe und Geringe gegen

die wehrlosenIsraeliten sich erlaubten. Diese hätten mehr

als Engel, mehr als Cherubime und Seraphime ſein müſ

sen, wenn sie nicht, gleich dem Wurme, welcher sich unter

dem Fuße seines übermächtigen Gegners widerstrebend krüm

met, ihren Peinigern alles von ihnen erduldete Übel,

zur Selbstvertheidigung und Schadloshaltung reichlich wie
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der vergolten håtten, denn das Rachgefühl, unddieß merke

sich jederUnterdrücker wohl, ist alsdann das einzige Gefühl,

was von dem entflohenen besseren Selbst zurückbleibt. Beil

den ohnmächtigen Nachkommen der Mißhandelten gehet dies

Gefühl oft in dumpfe Apathie und aus dieser in fast wil

lenloſe Gaunerei über. Humanitåt und Milde aber kön=

nen allein diese der Menschheit geschlagenen Wunden heilen.

Wir wenden uns ab von den Gråueln, welche man

sich gegen die Juden zu Schulden kommen ließ und schwei

gen von dem Drucke , den diese , besonders im Süden Eu

ropas, zum Theil noch jeht erdulden müſſen, weil noch im

mer die Quelle aller Willkührlichkeiten gegen dieIsraeliten,

die religiöse Intoleranz, noch nicht völlig verſiegt ist.

Möchte eine Stimme mächtiger , als die unsrige, sich

zu Gunsten des aus seiner Schmach noch nicht wieder auf

gerichteten Volkes erheben , möchte sie von unsern Geſetz

gebern gehört werden und möchte man einsehen , daß nur

erst alsdann , wenn man es aufgegeben hat, die Ungläubi

gen durch indirekte Zwangsmittel bekehren zu wollen , die

wahre Religion der Menschheit darauf Anspruch machen

kann, überall Geneigtheit zur Überzeugung von ihrerWahr

heit, und Vertrauen zu ihren trostvollen Verkündigungen

zu finden. Durch keine andern Mittel und am wenigsten

durch Gewährung von zeitigen Vortheilen ist dieser Zweck

zu erreichen. *)

Und, der unzweckmäßigen und hartenBehandlung ohn

geachtet, vermochte doch die grenzenlos gemißhandelte Na

tion , sich in ihrer Art kräftig zu erheben , sich gewis

sermaßen gegen den Willen ihrer Peiniger selbstständig zu

constituiren , einen Staat im Staate zu bilden , ohngeach

tet aller gegen ihre Religion bestehenden Vorurtheile, und

immer durch Gewalt gedrängt und eingeschüchtert, blos

durch Gewandtheit und Fleiß, in der früherenZeit an man=

*) Es wird behauptet , daß früher in einer kleinen Stadt Deutsch

lands, jeder jüdische Proselyt grundsäßlich ein Paar schwarze leder

ne Beinkleider und, wenn wir nicht irren, 24 Kreuzer an baarem

Gelde, als Prämie für ſeinen Uebertritt, erhalten habe.
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chen Orten fast den ganzen Handel an sich zu ziehen, die

bedeutendsten Handelsverbindungen anzuknüpfen, demHan

del eine ganz neue Richtung zu geben, und ein Institut zu

begründen, welches auch in den entferntesten Seiten dem

menschlichen Scharfsinn zur größten Ehre gereichen wird.

Der Wechselverkehr, den wir bezeichnen wollen , ist

eine aus dem staatswirthschaftlichen Gesichtspunkte noch.

nicht gehörig gewürdigte Einrichtung , welche, abgesehen

von ihren commerziellen Vortheilen , noch eines sehr bedeu

tenden Vorzuges sich zu erfreuen hat. Die Wechselgeschäf=

te bilden nåmlich ein weltbürgerliches Band, wie wir

nur wenige beſißen und durch sie fast allein ist es demHan

del gelungen sich zum Weltverkehr aufzuschwingen. Aber

es ist eine republicanische Verbindung , in welche die Han

delswelt durch die Wechselgeschäfte tritt , eine republicani

sche Verbindung , gestiftet von mißhandelten Heloten und

gegründet auf die freiſinnigsten Ansichten.

Die allgemeine , sehr wichtige Regel können wir aber

aus dem Vorhergehenden für uns entnehmen, daß nämlich

Druck und Intoleranz immer zum Argen, nie aber zur

Versöhnung führen, daß aber, wenn der Unterdrückte

schwach ist, Tücke und Hinterlist an die Stelle treten , daß

jedoch endlich das Gute und Nüßliche auf geistigem Wege

durchdringt.

Zu unserer Abhandlung wieder übergehend, müſſen wir

vorAllem den gewöhnlich den Juden entgegengesetzten Grund

nåher beleuchten, daß ihreEmancipation deshalb nicht erfol

gen könne, weil ihr Ritualgeſetz mit der bürgerlichen Ord

nung nicht vereinbar sei, so lange sie sich, wie sich Herr

St. S. 15 ausdrückt, zu den Worten der positiven Lehr

såße ihrer Religion bekennen , und von der Strenge ihrer

Ritualgeſehe nicht nachlassen wollen. " Und welches sind

nun jene Lehrſäße, jene Ritualgeſehe? Den Glauben, daß

fie die Auserwählten Gottes, die alleinRechtgläubigen ſeien,

haben die Juden, wie wir bereits angeführt, mitmanchen an

dernReligionsgesellschaften, z.B. den Mahometanern, gemeinz

daßsiedenMessias, undmit ihm eine glückliche Zukunft für ſich

1
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erwartën, ist ihnen in keiner Beziehung zuverargen, denndie

meisten von ihnen sind wahrlich in keiner glücklichen Lageund

müſſen ihrBrod imSchweiße ihres Angesichts verdienen ; daß

sie den Sabbath ihren wöchentlichen Tag der Ruhe an un

ferm Sonnabende feiern ist ziemlich gleichgültig, der eine

Tag hat eben so viel für sich, als der andere und dieStren

ge ihrer, der Sonntagsfeier in England gar nicht unåhn=

lichen Begehung des Sabbaths, schadet den Juden ſelbſt

am meisten, und ist auf den bürgerlichen Verkehr weniger

einflußreich, als in manchen Ländern die sehr zahlreichen ka

tholischen Feier- und Heiligentage. Die wenigen jüdiſchen

Fasten werden uns durchaus nicht låſtig, ebenso wenig, als

die katholischen und die Abſtinenz der Juden von dem Schwei

nefleiſch kommt den katholischen Faſtengeſehen, welche für

mehrere Tage in der Woche durchaus den Genuß alles

Fleisches untersagen, doch bei weitem nicht bei , und genau

genommen, was gehen uns solche Verbothe denn an ? Sie

legen uns keine Entbehrungen, sondern höchstens nur einige

leicht zu gewährende Gefälligkeit auf; bei genauer Erwå

gung werden wir aber finder, daß die Juden in ihrer Reli

gion wenig mehr Eigenthümliches und in die Staatsver=

faſſung Eingreifendes haben, als jede andere Confeſſion.

Sie befizen keine geistlichen Güter, keine mit Beihülfe des

Staateskostbarzu unterhaltenden göttesdienſtlichen Gebäude,

fie nehmen niemals die Hülfe des Staates zur Besoldung

ihrer Religionslehrer in Anspruch, und diese trennen sich

nicht von ihrenMitbürgern nach einer beſondern Regel, ſon=

dern bleibenbürgerlicheFamilienvåter ; dieJudenkennen ferner

keine Mönchs- oder Nonnenklöster und keine geistlichen Gelüb

de. Wir sindweit entfernt, das Eine oder das Andere vondie

ſenVerschiedenheiten zu billigen oder zu mißbilligen, wir füh

ren sie nur als Thatsachen an, den Urtheilen unſerer Leser kei=

nesweges sorgreifend. Und was ist die mosaische Religion

jest, von Allem entkleidet, was die Willkühr der Priester,

was die, durchaus nicht von allen jüdiſchen Sekten und über

haupt nicht von den aufgeklärten Juden anerkannte Autori

tåt des Talmuds hinzugefügt hat? nichts als reiner Deis
!
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mus, wie dies Herr St. weiter unten S. 37 selbst einge

ſtehet und nur die Meinung åußert , daß das Interesse des

Staates es nicht gestatte zu erlauben , daß dem Deismus

öffentliche Altåre errichtet würden. Die wahrenAltäre aber,

von welchen die Gebete , die Dankopfer der Gläubigen zum

Himmel aufsteigen, sind in den Herzen der Menschen be

gründet und können durch kein Verbot zerstöret und vernich=

tet werden. Im Grunde ist es auch nicht Sache des Staa

tes , der doch so Manches privilegirt und patentirt, die öf

fentlicheAusübung eines, wenigstens durchaus nicht anstöſſigen

Glaubens zu verhindern, oderüberhaupt nur vonsolchenreli

giösen Überzeugungen Notiz zu nehmen. Wir haben so eben

noch gesehen, daß Herr St. S. 15 das Bekenntniß

der Juden zu den positiven Lehrfäßen ihrer

Religion" für ein Hinderniß ihrer Emancipation hålt,

aber S. 16 gestehet er es selbst ,,daß er diejenigen Juden,

welche die Überzeugung, daß ihr Ritualgefeß nur ein Ge

legenheits-Gesetz gewesen, nicht gewinnen könntén, da in

Hinsicht ihrer religiösen Gewissenhaftigkeit nur hochachte,

wenn sie ihrem Gesetze nach aller seiner Strenge treu blie

ben. "
Soll aber diesen achtungswerthen Menschen nicht

dieselbe Gerechtigkeit wiederfahren, welche den Christen wie

derfährt? Aber nun åndert Herr St. seine Ansicht , denn

er fagt: ,,Wenn ein christlicher Staatsbürger, der die

Grundlehren seiner Religion, die der Liebe, in ſein Gemüth

aufgenommen hat, dennoch von der Nothwendigkeit der

ferneren Beschränkung der Juden überzeugt ist, so können

blos die Folgen dieſes Glaubens, wie sie unter uns haupt

sächlich hervortreten , diese Überzeugung begründen. "

Daß die Folgen eines Glaubens, der, selbst in

seiner außersten Strenge , nur auf einem Deismus und ei

nem Ceremonial- Geseze beruhet , welches hauptsächlich nur

seinen Bekennern lästig wird , so hervortreten könnten, daß

sie selbst mit dem, anderen Gläubigen gegebenen Gebote der

Liebe im Widerspruche stehen könnten , ist uns bisher nicht

bekannt gewesen, und wir haben vielmehr immer noch die

Überzeugung, daß die Nachtheile, welche hin und wieder aus

"
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den charakteristischen Eigenschaften unserer Juden für die

Christen hervorgegangen sind, vielmehr ausder Stellung

der ersteren gegen die lehteren erklärt werden müſſen. Die

ſe Stellung übrigens ist ganz diejenige, welche wir überall

da antreffen , wo der Schwache mit dem Mächtigen , der

Sklave mit seinem Tyrannen und der unterdrückte Anders

denkende mit demjenigen zu verkehren hat, der den wahren

Glauben zu besigen wähnt und seine Mitbrüder als Keher

ansieht. Unser Verfasser will diese Verhältnisse S. 17 zum

Vortheile der Christen geltend machen und scheint sich über

haupt zu bemühen , überall die menschlichen Schwächen und

Unvollkommenheiten , welche wir bei allen Religionsgenof

ſen auffinden können, vorzugsweise dann geltend zu machen,

wenn es darauf ankommt, die angeblichen Verschuldungen

der Juden gegen die Christen in ein helles Licht zu stellen.

Es ist aber durchaus nicht zu vermuthen, daß die Juden,

welche in der fernen Vorzeit als Fremde, als Ankömmlinge,

welche das Gastrecht ansleheten , sich in Deutschland nieder

ließen , so unfreundlich und ungesellig sich sollten benom

men haben, als es Herr St. vorausseßt; in ihrėm Cha

racter und noch mehr in ihrem Interesse lag es sicher nicht.

Der Beruf dem sich die Söhne Israels vorzugsweise erge

ben mußten, der Handel, macht eine gewiſſe Schmiegſamkeit,

ein gewisses Fügen in die menschlichen Schwächen und be

sonders einen hohen Grad von Nachgiebigkeit um so mehr

nothwendig, als diejenigen altgermanischen Völker, bei wel

chen die Juden sich niederließen , größtentheils noch in einem

bedeutend rohen und ungebildeten Zustande , die neuen Gåste

aber, wenigstens in mancher Beziehung , wahrscheinlich die

Gebildeteren waren. Wir glauben, daß schwerlich unsere

damaligen deutschen Altvordern die gefeßten, bürgerlich-ver

nünftigen Rückſichten hatten , welche ihnen Herr St. zu

schreibt , wir sind vielmehr überzeugt, daß die zum Theile

reichen Fremdlinge, welche sich besser, als ihre Wirthe auf

den Handel verstanden und manche damals noch seltene

Kenntnisse besigen mochten, zwar nicht unwillkommen wa=

*

S

2

zehn
Hervorheben

zehn
Hervorheben

zehn
Hervorheben

zehn
Hervorheben



18

ren, aber als Bekenner eines angefeindeten Glaubens von

allen Seiten und besonders von den Christen mit Zurück

ſetzung und Verachtung behandelt und, als zinsbare Leibei

gene, der allgemeinen Habsucht und Geldgierde preisgege=

ben wurden. Es bedurfte, unter dieſen überall durch die

Geschichte bestätigten Verhältnissen, gewiß eines hohen Gra

des von Klugheit und Nachgiebigkeit von Seiten der Juden,

´um ſich nur irgend halten zu können. Das verfolgte Volk

mußte ſich unter den unmittelbaren Schuß der deutschen Kai

fer begeben, die kaiserlichen Kammerknechte waren aber

gewiß nicht die anmaaßenden Keßer , die unser Verfaſſer in

ihnen zu ſehen glaubt. Ob der Christ den Juden , oder der

Jude den Christen zuerst für unrein gehalten und erklärt ha

be, kann uns jezt sehr gleichgültig sein , da wir wissen,

daß nach den damaligen und zum Theile noch, nach den je

gigen religiösen Ansichten der Völker , nur diejenigen für

rein erachtet werden , welche sich zu demſelben , oder doch zú

einem sehr nahe verwandten Glauben bekennen ; die mächti

gere Nation ist aber in der Regel die verkehernde. Gewöhn=

lich bleibt es jedoch alsdann nicht allein bei den Verkehe

rungen, denn die Reinen können die Unreinen nicht

dulden, das Schwerdt muß diese vertilgen oder bekehren

und die Aneignung der Güter und des Vermögens der Irr

gläubigen folgt alsdann nur ganz natürlich. Ist diese

fromme Beraubung aber wegen des sogenannten Zeitgeistes

nicht mehr gut ausführbar , so können die hartnäckig bei

ihrem Glauben Beharrenden wenigstens doch nicht zu

gleichen Rechten mit den übrigen Staatsbürgern zugelassen

werden , und es beginnt die Bekehrung durch indirecten

Zwang. Låßtsichaber z. B. der Judetaufen, oder der Christ

beschneiden , so rückt derselbe, obgleich er in jeder Bezic

hung derselbe Mensch mit allen seinen früheren Fehlern

und Mångeln bleibt , doch in die Reihen, doch in die Rech

te der begünstigten Religionsparthei ein , kurz es ist ferner

keine Frage mehr von seiner Qualification zum Staats

bürger, denn er wird rechtgläubig und ist daher un
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schädlich!*) Vor derHand muß es uns dahernoch råth

felhaft bleiben, warum eine unbedingte Emancipation selbst

für das bleibende Wohl der Juden unter uns noch zu zeitig

erscheine, daß sie in ihrem eigenen Zuſtande und in dem der

Gesellschaft noch nichthinreichend vorbereitet und daß die leg

tere, der unermeßlichen Mehrzahl nach, noch entſchieden

dagegen gestimmt sei.

Wir werden es sogleich versuchen , die Begründung

dieſer etwas auffallenden Behauptung einer nåhern Prů

fung zu unterwerfen , fühlen uns aber aufgefordert, schon

hier etwas über die Stimme der unermeßlichen Mehr

zahl und die Gutachten der in dieser Beziehung gefragten

Preußischen Provinzialstånde zu sagen , worauf sich hier

Herr St. S. 19 beruft und welche einer Emancipation der

Juden entgegen sein ſoll.

Für so unermeßlich können wir eine solche an

gebliche Mehrzahl aber gar nicht erachten, und es käme da=

her wohl zuvorderst auf die Untersuchung der Fragen an,

1) Wer gefragt worden, 2) Was gefragt worden und 3)

Wie berathen worden sei.

3u 1) ist es zwar nicht zu verkennen , daß die Pro

vinzialstånde der Preußischen Monarchie die Gefragten sind;

aber wir forschen weiter : sind dieſe, als die Vertreter einzel

ner Abtheilungen der bürgerlichen Gesellschaft, deren Inte

reffe zum Theile mit der Emancipation der Israeliten col

lidiren, **) die Wortführer der Wünsche der gesamten Na

tion , und sind diejenigen , über deren Rechte entschieden

werden soll, gehörig vertreten ? Haben nicht gerade des

halb, weil die Irländischen Katholiken nicht gehörig reprå=

ſentirt waren, die klaren Rechte derselben lange Zeit bei

dem Englischen Parlamente kein Gehör gefunden ?

*) Wir sehen uns hier zu der Bemerkung veranlaßt, daß wir stren

ge dem Texte des Herrn St. folgend , öfters uns zu Wiederholun

gen werden veranlaßt sehen. Auch wird das von uns Unzuführen

de den Charakter des Fragmentarischen nicht ganz verlieren können.

**) Wir glauben nicht berufen zu sein , die Verhältniſſe der Provina

zialrepräsentanten zur Nation hier näher zu erörtern .

2 *
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3u 2) Was ist gefragt worden ? Dies wissenwirnicht

genau, nur so viel ist gewiß , daß nach Anleitung der Kö

niglichen Propofitionen gefragt worden ist und daß dieVer

handlungen in der ganzen Monarchie in einem und demsel=

ben Geiste geleitet worden zu sein scheinen. Wir glauben

fast diesen Geist in der Schrift des Herrn St. wieder zu

finden und sind der Meinung , daß die Provinzialstånde

durch die Eröffnungen der Königlichen Commiſſarien , oder

der Landtags-Marſchålle die Anſichten der Miniſterien müſ

sen erfahren haben.

Zu 3) Wie ist berathen worden? Diese Frage scheint

bei weitem die wichtigſte zu ſein und eine ausführlichere Er

örterung zu verdienen. Bei der den Provinzialstånden zur

Berathung vorgelegten Frage kam es für dieſe darauf an,

sich auf einen freien Standpunkt zu erheben und ganz un

abhängig von vorgefaßten Meinungen und mit der Mut

termilch eingesogenen Vorurtheilen , über Verhältnisse sich

auszusprechen, bei deren Abånderung es leicht möglich war,

daß Vorzüge aufgegeben werden mußten , welche gleichsam

von den Voreltern ererbt, in das Eigenthum der Bera

thenden und ihrer Committenten übergegangen zu ſein ſchie

nen, Vorzüge, welche, so zu sagen, auf die Wahrheit un

serer heiligen Religion gegründet, deren muthwilligen Ver

åchtern nur das vermeintlich verdiente Loos zuwiesen, Vor

züge endlich , welche, wie es wenigstens unsere Eigenliebe

öfters ausspricht, uns schon wegen der niedrigen , phy=

ſiſchen und geistigen Stufe nicht streitig gemacht werden

können , auf welcher dasjenige , nach der allgemeinen Mei

nung, von Gott und den Menschen verlassene Volk stehet,

auf deſſen Kosten wir bisher unsere geſellſchaftlichen und

bürgerlichen Vorrechte geltend gemacht haben. Unsere Le

ser werden einsehen, daß, wenn die Looſe bei der bürgerlichen

Gesellschaft in dieser Art vertheilt sind , diejenige Parthei,

über deren Schicksal entschieden werden soll, wohl berechti=

get ist zu verlangen , daß auch sie gehört , daß auch ihre

Stimme nicht übertåubt werde von der überlauten Behaup

tungihrerRichter und Gegner, daß bereits långſt rechtskråf
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tig abgeurtheilt wordensei und schondieverkehrten Meinungen

und Ansichten der dissentirenden , jezt vor Gericht stehenden

Minderzahl es unmöglich machen müßten , dieſe in die Rei

hen ſolcher Staatsbürger zu ſtellen , welche sich ihrer , we=

gen des geringern Grades von Bildung und in Rückſicht des

Anstandes zu ſchåmen genöthiget wären.

In dieser und ähnlicher Art wird aber gewöhnlich dann

geurtheilt, wenn davon die Rede ist , alte verjährte Miß

bräuche wegzuräumen und den urſprünglichen, einfachenZu

stand der Dinge wieder herzustellen. Wir haben auch bei

sehr verschiedenen Veranlassungen , jederzeit, fast mit den=

felben Worten, dieſelben , so zu sagen , stereotypen , durch

gleichfalls stereotype Gemeinplåte unterſtüßte Gründe von

neuem wiederholen gehört, welche gewöhnlich gebrauchtwer

den, um die gute alte Zeit gegen die frechen Anmaaßungen

der neueren in Schuß zu nehmen. Als der Zunftzwang auf

gehoben und die Freiheit der Gewerbe hergestellt wurde , als

durch bittere Noth, oder durch in die Augen fallende Er

fahrungen gedrångt , die Fesseln der Leibeigenschaft gebro

chen wurden, als der freie Güterverkehr und die Theilbar

keit der Grundstücke wieder in ihre ursprünglichen Rechte ein

traten und die Gleichheit der Besteuerung , wenigstens vor

läufig geſeßlich ausgesprochen wurde , erhoben sich damals

schon theils drohende , theils elegiſch - klagende Stimmen,

welche Unheil und böse Jahre prophezeiend und das traurige

Loos selbst derjenigen bejammernd , die jetzt das Unglück be=

treffe , aus der wohlthätigen Vormundschaft, aus der mil

den Zwangsherrschaft entlassen zu werden. Und dies wa=

ren vorzugsweise die Stimmen Derjenigen, welche Verhålt

nisse aufgeben sollten, die schon långst nicht mehr haltbar,

gleich einem morschen Gebäude zusammenfallen mußten,

wenn sie, die bereits manchem Unwetter getrost hatten,

nach trübem Himmel, von einem warmen Sonnenstrahl be=

schienen wurden. *)

"

*) Bekanntlich stürzen alte , ruinöfe, Gebäude von Holz bei warmem

Sonnenscheine am ersten zusammen , wenn die Zapfen und Zapfens

löcher völlig ausgetrocknet sind.
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Da unser Verfasser sich auf dieſe ſtåndischen Vorſchlä

ge beziehet, so werden auch wir es nicht vermeiden können,

fie einzeln durchzugehen , wir glauben jedoch am långsten

bei den von den Provinzialstånden von Westphalen und den

·Rheinprovinzen abgegebenen verweilen zu müſſen.

Zuvörderst müssen wir bemerken , daß bei den in dem

Anhange der Schrift des Herrn St. enthaltenen Erklärun

gen der Stände sämtlicher Provinzen der Monarchie, welche

auch wir am Schlusse unsrer Bemerkungen als Anhang bei

fügen zu müssen glauben , weder Jahr noch Tag sich ange

geben finden, an welchen sie erfolgt sind , ein Umstand, der

keinesweges gleichgültig zu sein scheint, da immerhin sehr

viel auf die Verhältnisse ankommt , unter welchen die Ab=

stimmungen statt gefunden , so wie auf die übrigen Gegen=

stånde der Berathung , mit welchen sie in Verbindung geź

standen haben.

In der Erklärung der Stånde der Provinz Westpha

len finden wir manchen Stoff zu Bemerkungen. Schon

nach der Einleitung , welche den bisherigen Zustand der

Juden in allen, diese Provinz bildenden , ſehr verſchieden

artigen Landestheilen schildern soll, waren dieſe Glaubens

genossen früher mehr oder minder gedrückt und es heißt

sogar darin ausdrücklich , daß die ältere Gesetzgebung da=

hin gestrebt habe, die Vermehrung der Israeliten zu ver

hindern, besonders durch die Beschränkung des Rechtes der

einheimischen Juden, für mehrere ihrer Kinder abgesonderte,

selbstständige Familien zu bilden; durch diese Bestimmun=

gen mußten die Gesetzgebungen nothwendig den Grund zur

noch größeren Demoraliſation der Juden legen, denn , was

kann mehr die Entartung eines Volkes befördern, als wenn

man ihnen die Schließung von Familienverhältnissen er=

schwert und dadurch eines der wesentlichsten Mittel benimmt,

in einen besseren bürgerlichen Zustand überzugehen und sich

in dieſem zu veredlen. Kann es alsdann befremden, wenn

einzelne heimathlose Juden , welchen es nicht einmal frei=

stehet, sich unbewegliches Eigenthum zu erwerben und, so

gern sie auch wollten , im bürgerlichen Verbande zu leben,
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den?

auffer demselben, in der Gesellschaft von Christen , der öf

fentlichen Sicherheit als Rauber und Diebe gefährlich wer

Für eben so zweckwidrig halten wir es, den Isra

eliten bestimmte Wohnsize anzuweisen , ohne zu bedenken,

daß bei ihnen, eben so gut , als bei den Chriſten haupt

sächlich nur freie und besonders nur freigewählte Thȧ

tigkeit die Mittel zum ehrlichen , geordneten Erwerbe an

die Hand geben kann. Denn es ist augenscheinlich , daß

die Juden, nur in einige wenige Orte , gleich der Juden=

straße in Frankfurth am Main zusammengepreßt, durch die

Art ihrer, ihnen gewissermaaßen aufgezwungenen Betrieb=

samkeit, dem Gemeinwesen lästig werden müssen. Man

hat der Verarmung wirksam vorzubeugen geglaubt , wenn

man, dem Widerspruche einzelner Communen ohngeachtet,

jedem Christen erlaubte , seinen Wohnort zu verändern und

wir sind der Meinung , daß bei den Juden wenigstens

eben so viel Gründe zur Bewilligung derselben Freiheit

vorhanden sind. Eine auffallende , aber sichere Erfahrung

ist es übrigens , daß die übergroße Vermehrung der Israe

liten in der Regel nur da anzunehmen ist , wo diese den

meisten bürgerlichen Beschränkungen unterworfen sind und

es scheint, daß gerade da, wo man die Rechte der Natur

zu beschränken unternimmt, ſie dieſelben , gewiſſermaaßen

gewaltsam, geltend zu machen weiß. Aber darüber kön

nen wir uns dreist auf das Zeugniß jedes Unbefangenen be

ziehen, daß, mögen die Provinzialstände von Westphalen

auch behaupten , „ daß der Zweck der verſchiedenen neueren

Gesetzgebungen, die Juden durch Gleichstellung mit dem

christlichen Staatsbürger zu einem verhältnißmäßigen Bei

tritt der verschiedenen Klassen der bürgerlichen Gesellschaft

zu bewegen, nicht erreicht worden, und daß fie fortdauernd,

als eine abgeschlossene, wuchernde, dem Landmanne beson

ders verderbliche Kaſte dastehen , " dennoch ein sehr auffal=

lender Unterschied zwischen dem Früher und Ießt und zwi

schen den Juden in den Bestandtheilen des vormaligen

Großherzogthums Berg und den des Herzogthums West

phalen anzutreffen ist. Man erwartete aber von der Eman
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cipation der Juden, da, wo sie erfolgte, fast dasUnglaub=

liche und hätte es z. B. gern gesehen, daß die neuen Staats

bürger, welche größtentheils in dem Besize mehr oder

minder einträglicher Handelsgeschäfte waren, diese auf

einmal daran gegeben håtten, um aus Gemeinſinn den Nu

hen nunmehr den Chriſten zu überlassen. Aber der ruhige,

billige Beobachter des Ganges der menschlichen Dinge wird

sich bescheiden, daß ein Fortschreiten der Israeliten zur búr

gerlichen Vervollkommnung nur allmählig erfolgen kann,

daß nicht allein die Generation der Erwachsenen , welche

émancipirt wurde, sondern ſelbſt größtentheils die darauf

folgende, nicht füglich die , theils von ihren Eltern erlernte

und durch die Erziehung begründete, theils auch durch die

Nothwendigkeit und die Verhåltniſſe gebotene Lebensart, ſo

fort daran geben konnte. Wie wäre dies z. B. in den ar

men Gebirgsgegenden des Herzogthums Westphalen, wo

allerdings viele, blosvomHandel oder demsogenanntenScha

cher lebende Juden anzutreffen sind , nur in den Grenzen

der Möglichkeit? Es wäre dies ohngefähr daffelbe, als

wenn man von den Christen dieser Gegenden verlangen woll

te, daß sie augenblicklich den Hauſirhandel mit Holz, Ir

den- und Eisenwaaren, wovon sich viele hunderte ernähren,

deshalb aufgeben sollten, weil ihnen vielleicht eine andere

verdiente Erleichterung, oder Begünstigung von Seiten des

Staates zu Theil geworden wåre. Sitten , Gebräuche und

Gewohnheiten des Lebens im Laufe vieler Jahrhunderte er

zeugt, lassen sich nicht in ähnlicher Art, wie der Mode

schnitt eines Anzuges , nach Belieben åndern ; man muß

erst druch Volkserziehung dieMenschen geändert haben, ehe

man es unternehmen kann , ihre Gewohnheiten umzuſchaf=

fen. Die erste Bedingung jeder Volkserziehung ist aber

Emancipation und die Lösung widernatürli

cher Fesseln.

Die Westphälischen Provinzialstånde erwähnen auch

des , wie sie sagen allgemeinen Urtheils über den verderbli

chen Einfluß der Juden aufdas allgemeineWohl und beſon

ders ihres Nachtheiles für den Wohlstand des Landmannes

zehn
Hervorheben

zehn
Hervorheben

zehn
Hervorheben



25

durch wucherliche Geldvorschüsse, betrügerischen Vieh- und

Waarenhandel, durch das Aufdringen von Lotterieloofen

und, für den Krämer in kleinen Städten , durch das Hau

firen." In diesen Beschuldigungen ist ziemlich viel zusam

mengehäuft, wir wollen uns bemühen, die einzelnen Begrif=

fe etwas mehr zu ſondern , zu ordnen und zu firiren.

Ein allgemeiner verderblicher Einfluß des Juden aufden

Christen ist nicht zu erweisen und auch nicht einmal zu vermu=

then; mit größerem Rechte ist im Grunde ein unendlich nach

theiliger Einfluß des übermüthigen Christen auf den armen,

gedrückten Juden anzunehmen , denn es wäre das erste und

wahrhafteinzigeBeiſpiel in der Geſchichte, wenn eine, verhålt=

nißmäßig wenig zahlreiche, seit länger als einem Jahrtauſen="

de mitFüßen getretene Nation, die in ihrer Entartung früher

gerade nicht wegen ihres Heldenmuthes bekannt war , es das ?

hin gebracht haben sollte , sich den Chriſten furchtbar und ge

fährlich zu machen ! Wollten wir dies annehmen , so müßten

wir zugleich zugeben , daß der von uns angefeindete Volks

stamm uns in Beziehung auf geistige Anlagen und intellec=

tuelle Ausbildung bei weitem überlegen sei und dadurch alle

politische Macht und vorzüglich die Macht des fast alleinigen

Grundbesißes der Christen wieder aufwiege. Es ist aber

eine, ſchon unendlich oft durch die Geſchichte erwieseneWahr

heit, daß nicht allein die einzelnenMenschen, sondernvielmehr

auch ganze Nationen die Macht der Nemesis , oder wenn

wir christlich sprechen wollen, die Macht des nie zu be=

schwichtigenden Gewissens, denn es giebtauchein Ge

wiffen derNationen, fühlen müſſen und dieſe faſt ganz allein

ist es , welche die politische Gespensterfurcht , die Furcht vor

den Jesuiten , vor dem, aus der tiefsten Erniedrigung der

Leibeigenschaft zu erlösenden Landmanne, vor dem freigelas

senen Neger, - und läugnen wir es nicht vor dem

emanicipirten Juden in uns aufkommen läßt. Es

ſind uns , in einem solchen Falle, Gespenster schlechter

dings nöthig und sollten wir sie aus dem , den Sterblichen

sonst verschlossenen Orcus heraufbeschwören. Und die Be

-
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schworenen ermangeln nie der Phantasie der Beschwörer zu

erscheinen.

Wir sehen uns indeſſen genöthigt , auf das Einzelne

der Beschuldigungen der westphälischen Provinzialstånde ge=

gen die Juden nåher einzugehen. Diese sollen vorerst den

Wohlstand des Landmannes schaden ! ein Vorwurf, der in

ſeiner großen Unbestimmtheit kaum rein aufgefaßt werden

kann! Auchhier werden, wie es so häufig geschieht , Ursa=

che undWirkung verwechselt , odervielmehr , bei dem gleich

zeitigen Vorkommen zweier verſchiedener Zustände, beide,

gleichgültig wie, in einen Cauſalverband gebracht. Man

findet gewöhnlich in den, durch die Natur , oder den Men

ſchen vernachläßigten Gegenden , in unfruchtbaren , öden,

schlecht bevölkerten Bezirken , oder in Provinzen , wo entwe

der die niederen Stånde noch auf einer tiefern Stufe derCul

tur, oder unter hartem gutsherrlichen Drucke stehen, und wo

allerdings dieKräftenochungeübtsind, oder noch keinen freien

Spielraum haben , daß die Juden sich in größerer Anzahl

einfinden und diejenigen Gewerbe übernehmen , deren Betrieb

ihnen die, weniger gewerbfleißigen Christen verstatten und.

es mag sein, daß z. B. in Polen und in einigen benach=

barten Ländern , wo wenigstens noch ohnlängst der Schank

betrieb Monopol des chriftlichen Gutsherrn war , dieſer lez

tere dem betriebſamen Juden die Schenken verpachtete und

denBrantwein verkaufte, weil derJudeambestenund amſich

erſten bezahlte und zugleich die Kundschaft zu erhalten wuß

te. Weil aber in ſolchen Låndern das versunkene und von

der Knechtschaft erdrückte christliche Volk , im viehischen Ge

nusse der geistigen Getränke , sich für seine Erniedrigung zu

entschädigen sucht, soll der arme Jude, der ihm denBrant

wein verkauft, die Ursache seines Verderbens ſein ! Ohnge=

fähr mit gleichem Rechte könnte man dem Tischler, der recht

viel Sårge macht, oder dem Apotheker, der bedeutend viel

Arzeneien abſeßt, es zum Verbrechen machen, daß der erste

von demTode und der lehte von den Krankheiten seiner Mit

menschen Vortheile ziehe ! In ähnlicher Art verhält es sich

auch mit den Geldvorschüssen der Juden; da, wo sie noth

1
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wendig sind , werden ſie verlangt und geleistet und zwar von

demjenigen, der die Mittel dazu beſißt und sie am wohl

feilsten giebt. Wo aber die Capitalien selten sind und der

wahre, nichtdergesetzliche Zinssaß hoch stehet , nimmt auchy

der Christ durchaus keinen Anstand , gleich dem Juden , un

ter denselben vortheilhaften Bedingungen ſein Geld unterzu=

bringen. Als man in der Rheinprovinz die Nothwendigkeit

erkannte, Leihhäuſer zu begründen , welche zu 12 und 12

für 100 3inſen, Gelder ausleihen durften, waren es durch

aus nicht Juden , welche diese Maasregel zum Vortheile der

niederen , öfters eines Geldvorschusses bedürftigen Klaſſen

der Gesellschaft hervorriefen , nein , es waren größtentheils

Christen, die unter anderen , für ihre Schuldner äußerst lå

ftigen Bedingungen , auf Faustpfånder Gelder vorschoffen.

Nur das Bedürfniß und der christliche sogenannte Wucher

hatten es bewirkt, daß damals nicht selten aufkurze Zeit 75

für 100 an 3insen verlangt und gegeben wurden. Was

unter betrügerischem Vieh- und Waarenhandel zu vers

stehen sei, ist uns gleichfalls nicht ganz deutlich geworden,

denn so viel ist gewiß , daß der Jude gewöhnlich die Preise

der Waaren durch seine Concurrenz sehr herabfeßt und

in der Regel ungemein wohlfeil verkauft und verkau

fen kann , weil er meiſtens in ſeinen häuslichen Verhältniſſen

sparsamer ist , als der Christ; es ist daher mit Bestimmt

heit zu erwarten , daß wenn der Jude in Beziehung auf ſei

ne Befähigung zu jeder Art des Erwerbes auf gleicher Stufe

mit den Christen stehet, er auch in Beziehung auf Lebens

art, gesellschaftliche und andere Verhältnisse sich ihnen

nähern und als Kaufmann der ihm aufgezwungenen dcono

mischen Vortheile entbehren wird. Der einzige Vorwurf

der ihm gemacht werden könnte , beſtehet darin , daß er öf

ters durch Zudringlichkeit den Abſatz seiner Waaren zu
be=

fördern ſucht und wohl nicht selten für weniges Geld, auch

der Qualität nach geringe Waaren liefert , aber in beiden

Beziehungen geben ihm die christlichen Kaufleute, besonders

seitdem der Handel so häufig durch reisende Handlungsdie=´

ner betrieben wird , durchaus nichts nach. Und sind denn
10.
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unsere christlichen Landleute wirklich so verstandesschwach,

fo ohne alle Erfahrung und Überlegung , daß sie sich bei dem

Einkaufe von Gegenständen des gewöhnlichen Lebensverkeh=

res , durch jeden Juden übervortheilen, anführen und betrů

gen lassen? *) Wåre dieß, so verdienten sie sämtlich bevor

mundet zu werden. Der ganze Vorwurf reducirt ſich aber

genau genommen darauf, daß es unsern christlichen Kauf

leuten, beſonders in den Städten, höchſt unbequem iſt, wenn

der betriebſame, genügſame und unverdroffene Jude ihnen den

Verdienst aufdem platten Lande und inden kleineren Städten

entziehet oderverringert ; derNeid und die religiöſeIntoleranz

bedürfen aber eines scheinbaren Vorwandes und dieserVor

wand beſtehet darin , daß nach einer ſinnloſen Behauptung

der Waaren-Absah durch die Juden gemeinschädlich

sein soll! Wird aber durch die Söhne Israels mehr

verkauft, als durch die Christen verkauft worden sein würz

de, und vermehrt oder vermindert sich durch den Handel

der Juden der Bedarf, die Nachfrage , oder das Natio=

nal-Betriebscapital nur im mindesten, und muß es nicht

dem Staate vollkommen gleichgültig sein , in weffen Hån

den das letztere sich befindet , in christlichen oder in jüdis

schen ? Erwerben denn aber die gewöhnlichen Handels- und

Schacherjuden so bedeutende Reichthümer, daß die Chriſten

Ursache håtten eifersüchtig auf sie zu werden? Oder bleiben

jene nicht vielmehr , ohngeachtet ihrer großen Sparſamkeit

und Genügsamkeit , in der Regel doch gewöhnlich immer

noch arm? Wir wollen hier nur Andeutungen geben und

die weitere Ausführung unsern Lesern überlassen !

DieWestphälischenProvinzialstånde geben an, daß die

Verhandlungen bei dem Minden'schen Inquisitoriate das Re

ſultat lieferte, daß dort diejüdischen Verbrecher zu den christli

chen derZahlnach wie 64 : 1 sichverhielten. Dieß ungünstige

Verhältniß beweiset aber nur, wienöthig es ist, sich der Erzie=

*) Die den Juden gemachten Vorwürfe haben viel Aehnlichkeit mit

denen, welche man gegen einen sehr achtbaren. Stand , den Stand

der Advocaten , häufig schon vorgebracht hat , daß sie nämlich die

Leute zu Processen anreizten.
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hung, des Unterrichtes und besonders der Cultus-Angelegenhei=

ten des unglücklichen , vernachläßigten Volkes anzunehmen.

Zählt das christliche , aber gemishandelte Irland , nicht .

verhältnißmäßig ſehr viel Verbrecher und wie mag es ſich

in dieser Beziehung in Spanien und Italien verhalten?

Sind aber nicht dieſe Lånder höchſt christlich? Laßt uns

daher nur immer das Ammenmåhrchen von einer unſicht

baren Verschwörung der Juden gegen die Christen aufgeben

und sperrt Euch nicht gegen die Überzeugung, daß das ſich=

erste Mittel Misvergnügte zu entwaffnen , darin bestehet,

die Veranlassung zum Misvergnügen wegzuräumen. Ihr

trennt dadurch die Reihen der Unzufriedenen, wenn Ihr Zu

friedene unter ſie bringt und es ist kein Menſch ſo verſtockt,

daß er nicht dieser Art von Bestechung zugänglich wäre.

Auch wir würden der Behauptung der Minoritål der

Westphälischen Provinzialstånde ganz unbedingt dahin bei

stimmen , daß durch den Art. 16. der Deutschen Bundes=

Acte, die, den Juden durch die fremde Gefeßgebung ertheil

ten Rechte, versichert sind und daher unabånderlich bestehen

müssen. Dieser Versicherung hätte es aber eigentlich gar

nicht bedurft, denn es waren nur allgemeine, unverjährbas

re Menschen- und Bürgerrechte, welche ihnen unter

der Fremdherrschaft geworden sind , und dieſe können ihnen

durch keine Gesetzgebung wieder entzogen werden. Für

höchst bedenklich und ganz dem ståndiſchen Charakter entge=

gen, müssen wir daher den Antrag der WestphälischenPro=

vinzialstånde erachten,,,das , den Juden voreilig durch die

Fremdherrschaft ertheilte Bürgerrecht , wieder aufzuheben,"

und wir möchten der Meinung sein , daß ein solcher

Wunsch, wohlhergebrachte, blos gleichstellende Rechte,

durch einen Machtſpruch wieder zu vernichten , wohl einzig

in den Anualen der ständischen Verhandlungen bleiben wird

und einen Beweis liefert, wie weit die Ansichten einiger We

nigen von der wahren öffentlichen Meinung , welche wir ei

nigermaaßen zu kennen glauben, wirklich abweicht. Man

ziehe die gebildeten Mittelstånde zu Rathe und es werden

sich ganz andere Reſultate ergeben.

•

1
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Wir stimmen dagegen dem ständischen Antrage voll

kommen bei, sich des jüdischen Religions- und Schulwesens

anzunehmen , wiewohl wir die Überzeugung haben, daß

dies nur mit großer Vorsicht geschehen dürfe , damit nicht

die gute Absicht von den jüdischen Zeloten denn deren

giebt es noch genug verkannt werde. Die vorgeschla=

gene Bildung eines jüdischen Consistoriums kann sehr wohl

thätig werden, wenn ihm die christlichen Behörden ihre

Theilnahme schenken , ohne bei jeder Veranlassung eingrei

fen zu wollen. Die Einführung deutscher Gesang- und Ge

betbücher bei dem jüdiſchen Gottesdieaſte aber muß von dem

Consistorium ausgehen , welches , ohne die unwillkommene

Dazwischenkunft christlicher Behörden, ſchon von selbst dar

auf kommen wird. Diese Sache ist übrigens nicht von

der großen Wichtigkeit, die Manche darauf legen, denn auch

bei anderen Confeſſionen schließt sich öfters die Andacht der

gottesdienstlichen Handlung nicht den unverständlichen

Worten derselben an.

----

Die Westphälischen Stånde sprechen von der Ver

derbtheit der jeßigen jüdischen Generation.

Wir halten diesen Ausdruck mindestens für etwas sehr

kühn, keine Religions - Geſellſchaft, keine Provinzial-Re=

pråſentative ist befugt , eine solche einseitige Meinung von

den Genossen einer andern, gewissermaßen entgegengesetzten

Religion, als die Ansicht ihrer Committenten , öffentlich

und offiziell auszusprechen.

Der seltsamste, wir scheuen es nicht dies Wort zu ge=

brauchen, der seltsamste Vorschlag der Westphälischen Stån

de ist aber wohl unstreitig der:

"den Juden zu verbieten , innerhalb der nächsten zehen

,, Jahre Grundstücke , ´oder Häuser zu kaufen und sogar

,,ihnen die Verpflichtung aufzulegen , die jest in ihrem

„ Besize befindlichen Grundstücke binnen zehen Jahren zu

„ verkaufen, wenn ſie dieſelben nicht ſelbſt beſtellen."

Nachden, bei der Bildung der Preußischen Provin=

zialstånde zum Grunde gelegten Principien , ist es haupt

sächlich der Grundbesig der den Staatsbürgern diejenige
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*Eigenschaft mittheilt, welche dieselben befähiget , an der

Vertretung der Intereſſen ihrer Mitbürger Theil_zu neh=

men; man ist sogar so weit gegangen, auf einige Rustical

beſißurjen , die ſich durch sonst nichts Wesentliches unter

ſcheiden , ganz unabhängig von den jedesmaligen Beſißern,

eine adelicheQualität zu übertragen, und man hat ſichnicht

undeutlich darüber ausgesprochen , daß es vorzüglich die

Grundbesißer seien , auf welche die Staatsregierung sich

vorzugsweise verlassen könne. Dennoch aber will man die

Juden von der Erwerbung derjenigen Mittel gänzlich aus

schließen , welche der Staat selbst für die geeignetsten hålt,

um den Staatsbürger auf eine höhere Stufe zu stellen und

ihm das Vertrauen der Staatsverwaltung und ſeiner Mit

bürger zu gewinnen , man will dem Israeliten in demſelben

Momente auf zehen Jahre die Erwerbung des Grundbesißes

untersagen, in welchem man ihn von demHandel, von dem

eigentlichen Schacher abbringen und , bei mehreren Söhnen

eines Vaters , nur einem den Handel gestatten will. Was

sollten die unglücklichen Ausgeschlossenen nun anfangen?

Gewerbe ergreifen ! Aber sind zu manchen Gewerben nicht

schlechterdings Grundstücke erforderlich und ist der Ackerbau

nicht selbst ein Gewerbe? Kann ein Gårtner , ein Brannt

weinbrenner, ein Loh- und Weisgerber , wenn er ſein Ge

werbe mit Sicherheit betreiben will, z. B. in einer klei

nen Land- und Ackerstadt, wie die Provinz Westphalen de

rèn ſehr viele hat , in den meisten Fållen , ohne den Besit

von Grundstücken fertig werden, oder soll er nur immer von

den Christen zu hohen Preisen pachten, oder miethen ? Man

sagt, und nicht mit Unrecht, daß der Grundbesig an den

Staat und deffen Interessen feffele, soll er aber diese Ei

genschaft nicht haben , wenn der Eigenthümer es gerathen

findet, ſein Grundstück vor der Hand nicht ſelbſt zu be

wirthschaften, sondern zu verpachten ? Wird der ſein Inter

eſſe ſcharf in das Auge faſſende , daſſelbe gewiß nicht ver

nachlåſſigende uud keine Aufopferung ſcheuende Jude, nicht

zuverläßig alsdann ſein Grundstück ſelbſt bewirthschaften,

wenn er dies für ſeinen Vortheil angemeſſen findet? Oder,

2
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was schadet es dem Staate, wenn der wohlhabende,

mehrere Grundstücke und ſelbſt Landgüter beſißende Fu

de, eines , oder mehrere derselben im Ganzen, oder par=

cellenweiſe verpachtet? Schadet dies mehr, als wenn

reiche christliche Eigenthümer, vielleicht 20 oder 30 ſo=

genannte Rittergüter besigen und, weil sie dieselben nicht

übersehen können , ſchlecht adminiſtriren oder bewirthschaf

ten lassen? Dem Juden wird man aber wahrlich auf die

Dauer einen solchen Vorwurf nicht machen können und er

wird auch gewiß ſehr bald einsehen , daß in den meisten

Fållen der große Grundbeſiß ihm nachtheilig , die Parcel

lirung dagegen vortheilhaft ist , man wird daher auch in

der Regel finden, daß die Juden ſehr zum Parcelliren ge

neigt sind.

Die Führung der Handelsbücher der Juden in der

Deutschen, als der Landessprache , welche die Westphäli

schen Provinzialstånde gleichfalls vorschlagen , verstehet sich

gewiſſermaaßen von selbst und håtten schon långst, als

polizeilich-staatswirthschaftliche Maasregel durchgesett wer

den sollen.

1

Sehr merkwürdig und wahrhaft unerklärbar und råth=

felhaft ist uns aber der Vorschlag derWestphälischen Stån

de erschienen , es den Juden zu verbieten , christliches Ge

sinde zu halten. Ist dies vielleicht eine Betheiligung der

Christlichkeit ? Das christliche Gesinde wird in der Regel

gar nicht schlecht bei den Juden gehalten , und wenn dies

auch in einzelnen Fällen wåre, so stehet es ihm ja frei, den

Dienst zu verlassen. Man befürchte aber doch ja nicht et

wa, daß dieses Gesinde von seiner jüdischen Herrschaft ver

leitet werden könnte, zur moſaiſchen Religion überzutreten !

Es sind in einem christlichen Staate zu wenig Reize mit der

gegenwärtigen bürgerlichen Existenz der Israeliten verbun=

den und, mag man dieſen auch vorwerfen , was man wol

le, Proselytenmacher sind sie nicht und es iſt uns bis jeßt

noch keine jüdische gesellschaftliche Verbindung zur Bekeh

rung der Christen bekannt geworden.

Was aber den angeblichen Wucher der Juden betrifft,
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so ist es bekannt, wie wenig alle Wuchergesehe dem Zwecke

entſprechen und wie sehr sie in der Regel, wenn sie zurBe

schränkung des jüdischen Wüchers gegeben sind , zum

Nachtheile der Christen ausschlagen , denen sie sehr håu

fig den Credit rauben. Eben so gewiß ist es , daß der Ju

de, dann, wenn er bei einem Geschäfte Etwas wagen muß,

eben so, wie der christliche Kaufmann , einen größeren

Vortheil zu suchen und wo möglich die Gesetze zu umgehen

genöthiget ist und es ist ausgemacht, daß durch die Wu

chergesetze gewöhnlich nur die ehrlichen Juden bei den

von ihnen gegebenen Darlehen Verluste erleiden. Man

verlange daher in Schuldsachen nicht mehr Beweis von

ihnen, als von den Chriſten.

Mit der Aufnahme fremder Juden hat es aber

dann weniger zu sagen , wenn Deutschland überhaupt mehr

zur politischen Einheit wird gelangt sein und es nur ein

Deutsches Staatsbürgerrecht giebt. Man erschwere immer

hin das Zuziehen fremder Juden, wenn ſie ſich in polizeili

cher Beziehung nicht vollkommen ausweiſen können , man

hüte sich besonders vor den herumziehenden heimathlosen

Juden, aber man mache auch nicht jeden kleinen Deut

schen Staat zum Judengefängnisse , indem man sich wei

gert, die daraus wegziehenden Juden aufzunehmen und

was die Hauptsache ist, -man hüte sich, in der Gesetzge=

bung zu sehr in das Specielle zu gehen und Ausnahmege=

sebe zu erlassen.

.

Das Gutachten der Stände der Rheinprovinz schließt

sich sehr nahe an das der Provinz Westphalen ; wir können

im Ganzen darauf verweisen und wollen nur noch bemerken,

daß wir bei der Untersuchung der jüdiſchen Verhältniſſe in

diesem Landestheile jeden Begriff von einer Staatsreligion

und von einer herrschenden , unfehlbaren Kirche zu verban=

nen wünschen.

Die Ansichten der Rheinischen Ståndeversammlung ,

undihreVorschläge athmen imAllgemeinen dieselben Grund

såße , welche wir bereits bei den Westphälischen Stånden

angetroffen haben, nur mit dem Unterschiede, daß sie ein

3
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durchaus anderes Fundament haben , nämlich die gesetzliche

Autorität des bekanntenKaiserlichen Dekretes vom 17. Mårz

1808. Wir dürfen voraussehen, daß die Mehrzahl unse

rer Leser mit den Veranlassungen bekannt ist , welche den

Kaiser Napoleon bewogen , ganz gegen den Geiſt ſeiner Ge

ſehgebung , die Ausnahme - Gesetze gegen die Juden durch

ein bloſes Dekret festzusetzen , welches , wir nehmen die be

währtesten französischen Juristen zu Zeugen , durchaus von

keinem wohlthätigen Erfolge gewesen ist.

Es war nämlich in Frankreich eingetroffen, was über

all da eintreffen wird , wo man altverjährte Mißbräuche,

welche viele Jahrhunderte bestanden hatten, wegråumen will

und muß. Man siehet, daß die Sache sich nicht auf eir

mal so macht, wie man sie wünscht und begreift nicht, daß

das alte Unrecht nur dadurch wieder gut gemacht werden

kann, daß man nun das Recht frei walten und sich da=

durch nicht irre machen läßt, daß nach wiederhergestelltem

Rechtszustande die schlimmen Folgen des früheren Ünrech

tes sich gerade am fühlbarsten zeigen. Man hat in der

neueren Zeit aus Befangenheit und Ängstlichkeit bei solchen

Veranlassungen Rückschritte gemacht, sogar wohl auch das

Experimentirèn verſucht, und hin und wieder aus der Eman

cipation der Juden , welche sich doch so sehr einfach giebt,

ein polizeilich - staatswirthschaftliches , doch nur immer als

Stückwerk anzusehendes Kunststück gemacht, weil man ernſt

lich durchgreifende Verbesserungen als bedenkliche Neuerun=

gen nur mit Bangen und Zagen unternahm , den Erfolg

nicht abwartete und nicht bedachte, daß gerade die heilſam

ften staatsrechtlichen und staatswirthschaftlichen Reformen

das Characteristische an sich haben , daß ihr Nuhen nicht.

mit dem Momente der Abånderung selbst sichtbar wird, daß

fie, wie wir bereits angedeutet haben , für den Anfang

sogarNachtheile und ſelbſt bedeutende Nachtheilemitsich fül)=

ren und daß die wahren Vortheile einer legislatorischen

Verbefferung mehr unserer Nachkommenſchaft, als der le=

benden Generation zu Nugen kommen. Selten trågt
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der Fruchtbaum , besonders der edlere , schon dem Pflanzer

reichliche Früchte !

Eine gewisse politiſche Ungeduld ist es , welche uns in

solchen Fällen öfters zu übereilungen hinreißt, und von ei=

ner solchen war selbst Napoleon , wie sich auch bei mancher

andern Gelegenheit gezeigt hat , nicht vollkommen frei. Es

kamen aus den ehemaligen Deutschen Provinzen, Lothringen

und dem Elsaß , mannichfache sogenannte Beschwerden der

Chriſten gegen die Juden vor ; die lehteren, in ziemlich gro

ßer Anzahl vorhanden , hatten einen bedeutenden Theil des

Handels an sich gezogen und , was früher unmöglich war,

einen ziemlich ansehnlichen und selbst einflußreichen Grund

besit erworben , Napoleon aber, anstatt den natürlichen

Gang der Dinge abzuwarten , griff ein und wollte durch

Decrete und Beschränkungen Dasjenige bewirken, was nur

dem naturgemåßen Gange der Dinge und vorzüglich der

allmähligen Ausbildung des Menschen zum Staatsbürger

vorbehalten bleiben mußte. Der Hauptfehler, welchen der

große Mann beging und der , üppig fortwuchernd , manche

andere Mißgriffe und besonders des Kaisers vorgefaßte Mei

nung gegen die Juden erzeugte , war die Zusammenberu

fung des Sanhedrins, oder vielmehr vielleicht nur die Art,

wieNapoleon aufdieſe Verſammlung einzuwirken und ihrſeine

Ideenaufzudringensuchte. Es wurde dadurchder alte jüdiſche

Belotengeist geweckt und es den Juden , welche, wenn man

ihnen Zeit und Muße ließ , gewiß freiwillig Manches an

ihren Ritualgesehen geändert håtten , zur Nothwendigkeit

gemacht, ihre Sahungen gegen die Angriffe der Ungläubi

gen zu vertheidigen. *)

Das Kaiserliche Decret vom 17. März 1808 sucht

hauptsächlich dem sogenannten Wucher der Juden entgegen

zu wirken, es folgte auf das bekannte Decret vom 30. Mai

*) Aus ähnlichen Gründen sind wir auch der Meinung , daß die Zu

fammenberufung einer christlichen Kirchenversammlung , wenn die

selbe auch in unserer Zeit ausführbar wäre , keinesweges zur Ab

stellung der in der katholischen Kirche noch vorkommenden Mängel

führen, sondern vielmehr nur einen neuen Vereinigungspunkt für

die bereits sehr geschwächte Hierarchie bilden würde.

3*
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1806 , durch welches die Vollstreckung aller Urtheile und

Verträge zu Gunsten eines Juden gegen den nicht alsKauf

mann anzusehenden Landmann in den Departementen der

Saar, der Rdr, des Donnerberges , des Ober- und Nie

der-Rheines , des Rheines und der Mosel , der Mosel und

der Vogesen , auf ein Jahr suspendirt wurden , wenn ſie

nicht lediglich conservatoriſche Maasregeln waren und

wenn der Titel des Anspruches gegen den Landmann aufdef

ſen Einwilligung zu Gunsten eines Juden beruhete. 3u

gleich wurde durch dieses Decret der große Sanhedrin zuz

fammenberufen. Man wird leicht einsehen , daß diese be=

schránkende , gewiß bei den Juden keine günstige Wirkung

hervorbringende , einem Indulte für die Chriſten ganz glei=

che Verordnung, nur für wenige Departemente und zum

Theil nur für solche gegeben war, in welchen die neueren

französischen Emancipationsgesehe noch nicht recht Wurzet

hatten fassen können. Wir haben bereits bemerkt , daß der

große jüdische Sanhedrin nicht die gewünschten Erfolge

haben konnte und weil er sie nicht hatte und Napoleon ſich

in ſeinen Plånen getåuſcht ſah, erließ dieſer das harte Aus

nahmegesetz vom 17. Mårz 1808 und zwar fürganzFrank

reich, nur mit Ausnahme der Juden von Bordeaux und in

den Departementen der Gironde und der Haiden, mit hin

zugefügten nochlästigeren Beschränkungen für dieJuden des

Ober- und Niederrheines. In Frankreich hat die Gültig=

keit dieſes Geſeßes längst aufgehört , in Rheinbaiern und

Rheinhessen ist es dem Vernehmen nach gleichfalls erlo

schen, aber aufdem linken Rheinufer der PreußischenRhein

provinz besteht dasselbe noch. Bemerkenswerth iſt es in

dessen, daß , wie die Westphälischen Provinzialstånde ganz

richtig in ihrem Gutachten S. 45 anführen , in dem fran=

zösischen Theile des Münſterſchen und Mindenſchen Regie

rungsbezirkes , die Bergische und Westphälische Gesetzge-

bung bei der Vereinigung mit dem Kaiserreiche ganz unver

åndert blieb und das Decret vom 17. März 1808 eben so,

wie in allen Hanseatischen Departementen nicht in Anwen=

dung kam. Wahrscheinlich hatte sich Napoleon damals be
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reits schon von der Hårte und vollkommenen Unzweckmäßig

keit seines Ausnahmegeseßes überzeugt. Er hatte ohnedem

die Gültigkeit desselben nur auf 10Jahre bestimmt und nach

der Fassung des Artikels 18 des Decretes ließ es sich auch

voraussehen , daß dasselbe nicht erneuert werden würde.

In Ansehung der des linken Rheinufers der Preußischen

Rheinprovinz fand indeſſen dieVerlängerung aufunbeſtimm=

te Zeit durch die Königliche Cabinets-Ordre vom 3. Mai

1818 statt.

Die Vorschläge der Rheinischen Provinzialstånde ſind,

mit geringen Ausnahmen , auf dieſes Decret geſtüßt ; ſie

wollen dasselbe auch aufdie rechte Rheinseite angewendetwif

ſen, wo die Juden , mit sehr geringen Ausnahmen, bereits das

Staatsbürgerrecht erhalten haben , welches sie ihnen sogar,

noch weiter als Napoleon gehend, förmlich wieder ent

ziehen wollen, indem sie, ganz gegen den Geist der be

stehenden Verhältnisse, den Antrag machen:

,,daß den Juden die Erwerbung des Staats- und Ge

,,meindebürgerrechtes , mit welchem die Übernahme von

,,Staats- und Gemeindeåmtern verbunden sei , versagt

,,werden möge,"

ohne zu bedenken , daß etwas bereits Gewährtes nicht fer

ner versagt werden kann. Die Stånde wollen ferner, gleich

Napoleon, patentirte und nicht patentirte Juden haben, ein

Verlangen, welches vns unwillkührlich daran erinnert , ob

es nicht noch nöthig werden könnte, Patente zur Erlaubniß,

überhaupt ferner leben zu dürfen , auszugeben.

Da, wie wir bereits erwähnt haben , alle diese und

andere åhnliche gefeßlicheBestimmungen undfrommenWün

sche von der Idee ausgehen, daß der Wucher als etwas sehr

Gemeinſchädliches unterdrückt und ausgerottet werden müſſe,

so sehen wir uns veranlaßt, hier einer weiter oben über

nommenen Verbindlichkeit zu genügen und es näher zu un=

tersuchen , was denn eigentlich der Wucher sei und ob man

ihm irgend einige Realität einräumen könne.

In dem Gebiete der Staatswirthschaft gibt es vor

nehmlich zweiWorte, mit denen man je her sehr unbeſtimm=
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te, obgleich ziemlich nahe verwandte Begriffe verbunden hat

und welche, trok dieſer Unbeſtimmtheit, doch immer einen

sehr bedeutenden und gar nicht zu verkennenden Einfluß auf

die Gesetzgebung geäußert haben ; es sind dies die Worte :

Lurus und Wucher, und wir möchten die Scheu, mit wel

cher die hiermit verwandten Gegenſtånde faſt in jeder Zeit

periode von den Gesetzgebern behandelt wurden , wohl mit

der Furcht vor. bösen Geistern , Zauberern , Heren u. s. w.

vergleichen. Hier haben wir es vorzüglich mit demWu=

cher zu thun.

Die durchgängige Verkennung der Verhältnisse des

Geldes, als vollgültigen Repråſentanten allerWerthe, hat=

ten den Begriff von Wucher erzeugt. Mit dem Gebrauche

und der Benutzung des Geldes verhält es sich, wie mit dem

Gebrauche und der Benutzung jeder anderen Sache, z. B.

eines Landgutes , eines Gartens u. s. w. Es ist vollkom=

men gleichgültig , ob wir die Benußung eines Grund

stückes , oder, den Zwecken des Miethers, oder vielmehr

Anleihers des Geldes angemessener , die Benuhung des

Werthes eines Grundstückes oder jeder anderen Sache,

in baarem Gelde vermiethen , indem wir ein Capital gegen

Zinsen ausleihen; es bleibt immer freie Benuhung des Ei

genthumes und ist gerade dasselbe, was von demKaufmann

und demBanquier geschieht, wenn jener ſeine Gelder in der

Handlung vielleicht jährlich zu 20 vom 100 benut und

dieser, durch Discontiren und andere Wechſelgeschäfte,

gleichfalls aus seinen Baarschaften jährlich mehr als geseh

liche Zinsen bezieht. Gewiß wird es auch keinem Eigen

thümer verargt werden, wenn er es dahin bringt , daß ihm

ſein ſo eben erkauftes Grundstück, weit über 5 vom 100

einträgt, und wie könnte es verwerflich gewesen sein, wenn

er, anstatt dieſes Eigenthum zu erwerben , dem früheren

Besizer das ihm nöthige Geld zu höheren Zinsen vorge

streckt und so an dem Nuhen Theil genommen håtte , der

dieſem durch den ferneren Besitz des Grundstückes verblieb.

Wenn der Werth der Landgüter steigt , so gewähren ſie in

der Regel eine höhere Pacht ; warum soll die Miethe für
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Gold und Silbermünzen nicht auch steigen und fallen , je

nachdem der Werth dieſer Metalle, woraus sie geprägt

sind , steigt oder fållt?

Wir ersehen hieraus , daß der erzwungene und durch

Strafbestimmungen aufrecht erhaltene Binsfuß eine Unge

rechtigkeit gegen die Capitalisten mit sich führt , denn dieſe

können alsdann aus ihrem Vermögen verhältnißmäßig nicht

denselben Nugen ziehen , wie jeder andere Eigenthümer.

Warum soll aber ein Rentner durch Vorstreckung von

Fonds nicht an dem Gewinne Theil nehmen dürfen , den

ſein Schuldner mit dem aufgenommenen Capitale macht und

was ist es anders, wenn wir zu einer Handelsunterneh=

mung, z. B. einer Compagnie - Handlung , oder zu einem

Actien-Vereine, Geld hergeben und dafür eine, häufig hohe

Dividende beziehen ?

Nur durch das widernatürliche Verbot der höheren

Zinsen, hat sich das , was wir Wucher nennen, festgestellt,

denn dieser sogenannte Wucher ist nichts, als ein Anstreben.

gegen das mit der natürlichen Freiheit unverträgliche Ge=

seh; aus der sonst ganz erlaubten Handlung wird jezt eine

ſtrafbare Geſetzesübertretung, welche schon wegen der damit

verbundenen Gefahr eines Verlustes , oder einer Strafe den

Character eines Betruges , oder wenigstens einer Prellerei

an sich trägt. Gebet den Zinssah frei und Ihr werdet bald

keinenWucher mehr haben, und stråubt Euch nicht gegen die

Überzeugung, daß in gleicher Art , wie bei weniger ſiche=

ren Staatsanleihen der Cours der Schuldverschreibungen

fållt, auch bei unsicheren Privatanleihen ein höherer Zing

sah genommen werden muß. Der Begriff von Wucher

hat sich, wie wir auch weiter oben bereits angedeutet haben,

lediglich aus gewissen , durchaus unzusammenhängenden,

frömmelnden Ansichten von Billigkeit und aus geseßlichen

Mißverständnissen gebildet; aber die Geschichte der Entste =

hung und des Ursprunges ist nicht zugleich die Geschichte

der Fortdauer der durch die Geſeße erzwungenen Zins

ſåhe, denn man hat sogar in der neueren Zeit geglaubt,

daß dieſe ſelbſt jezt noch ferner nöthig seien , weil sonst die
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Grundeigenthümer und besonders die bedeutenden Grundei

genthümernicht mehr füglich bestehen könnten. Wir sind je=

doch geneigt, alle Anstalten zur ausschließlichenBegünstigung

der Gutsbesitzer, als z. B. feste Zinssåße , Creditsysteme

u. s. w. für mangelhafte Lazareth- und Krüppel-Anstalten,

für Unheilbare beſtimmt , anzusehen , welche das Privile=

gium haben, die Geld-Capitalien zum Nachtheile der Ren

tenbesizer zu geringeren Zinsen , oder was einerlei ist, zu

wohlfeileren Preisen zu erhalten.

Bereits eine Gesetzgebung hat es, freilich in einer nicht

ganz günſtigen Zeitperiode versucht , in den Bestimmungen

über den Zinssatz die natürlichen Verhältnisse wieder herzu

stellen ; Die Preußische war es, welche , wie in so vielen

andern Dingen , die Bahn brach, aber in dem vorliegenden

Falle dieselbe nicht consequent verfolgte. Nachdem sie die

Freiheit in Beziehung auf den Zinssat, noch nicht einmal

auf ein Jahr , gleichsam versuchsweise hergestellt hatte, *)

sah sie sich veranlaßt, den letzteren bald wieder in die alten

Schranken zurückzuweisen , che noch einmal die erspricßli

chen Folgen der Aufhebung dieser Beschränkung in das Le

ben treten konnten.

Wir sahen uns zu der vorstehenden, eigentlich unserm

Zwecke fremden Erörterung veranlaßt, weil aus ihr die un

richtigen Grundſäße hervorgehen , welche den Napoleon'=

schen Gesetzen wegen Beschränkung der Juden zum Grunde

liegen. In dem Decrete vom 17. März 1808 wurden

Bestimmungen erlaſſen, welchein manchenFällen den Zinsſah

nothwendig bedeutend erhöhenmußten, indem nunmehr öfters

die jüdiſchen Darlehen für nichtig erklärt und bei jeder Schuld

forderung von dem jüdiſchen Gläubiger der Beweis verlangt

werden mußte, daß der ganze Werth, ohne Betrug erlegt

ſei. Wir wollen nicht erwähnen, daß der Begriff von Be

trug wegfällt, wenn zwei Theile über eine Sache pacisci=

*) Durch das Gesez über die Zinsen vom 15. Februar 1809, welches

nur bis zum legten Dezember 1810 gültig sein . sollte und durch die

Verordnung, wegen Verlängerung des allgemeinen Indultes vom

14. Junius 1810 noch ausdrücklich aufgehoben wurde.
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ren und der eine Theil die Bedingungen sich gefallen låßt,

welche , wenn auch hart , doch von ihm gekannt und frei=

willig übernommen werden. Wenn`aber auch die Gefahr,

solche Anlehen herzugeben , für den jüdiſchen Gläubiger

wächst, so werden sich doch hierdurch das Bedürfniß und die

Nachfrage nicht vermindern, man wird nach wie vor Gel

der bei den Juden zu erhalten suchen, aber nur zu noch lå

ſtigeren Bedingungen als früher erhalten , und das Geſet

wird umgangen werden. Überdieß leidet , wenn die Sache

gerichtlich zur Sprache kommt, der billige Jude eben so viel,

als derjenige , welcher harte Bedingungen stellte , oder es

werden , was gewöhnlich zu geschehen pflegt, dergleichen

Darlehen zu höheren Zinsen den Christen zugewiesen, wel

che, ohne der Gefahr ausgeseht zu sein , bei gerichtlichenEr

örterungen den von den Juden verlangten Beweis leisten

zu müssen , dieſelben Zinsen nehmen können und auch recht

gerne nehmen werden , welche man den Juden als Wucher

anrechnet.

Wollte man es versuchen, über denBegriffvon Wucher

abstimmen zu lassen, so würde es sich ergeben , daß dersel=

be blos relativ ist und daß vielleicht nicht zwei Menschen

übereinstimmende Ansichten darüber haben; wie kann man

nun verlangen , daß die Gesetzgebung diesen Begriff , wel=

cher blos auf sittlichen Ansichten beruhet , fixire und in

dem Gebiete der Moral Vorschriften ertheile?

Unsere Leser werden einsehen , daß hiernach der Be

griff von Wucher ganz in Nichts zerfällt , weil er nicht be

grånzt werden kann , weil man nicht sagen kann, wo der

Bucher anfängt und wo er aufhört.

Die Mißstimmung der Rheinischen Provinzialstånde

gegen die Juden scheint überhaupt durch sehr einseitige

Klagen, aus einigen årmeren Bezirken nicht weit von der

französischen Grenze , veranlaßt worden zu sein , dennoch

bleibt es unbegreiflich , wie zu einer Zeit , wo schon , wie

jeht, mehrere gebildete Israeliten zu Deuz bei Cöln , zu

Düsseldorf, Cleve , Hoch u. s. w. geachtete Mitglieder der

zehn
Hervorheben
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Gemeinderåthe und Armen-Commiſſionen waren *) und be

sonders auch auf dem linken Rheinufer , wo die Juden

Ackerbau und Gewerbe mannichfaltiger Art betreiben , ein

Antrag auf die Entziehung bereits verliehener und eine ge

raume Zeit von den Israeliten ausgeübter Bürgerrechte nur

mit irgend einem Anscheine von Recht gemacht werden

konnte. **)

Wir übergehen die übrigen Vorschläge der Rheinischen

Stånde , theils weil wir die Gegenstände, welche sie befas

sen , bereits weiter oben zu erörtern bemüht waren , theils

weil wir noch auf manche zurückkommen werden.

Indem wir uns nunmehr zu den Gutachten der Pro

vinzialstånde der mittleren und der östlichen Provinzen des

Preußischen Staates wenden, welche im Ganzen eine größe

re Anzahl von Juden und zum großen Theile arme, sich

von dem Kleinhandel ernährende Juden aufzuweisen haben,

müſſen wir bekennen , daß wir, wenn gleich die alte Ansicht

wegen nothwendiger Beschränkung der Israeliten in ihren

Berathungen noch vorherrschend ist, doch der Hauptsache

nach, die Provinz Sachsen ausgenommen , einen milderen

und humaneren Geist in denselben angetroffen haben , als

in denen der westlichen Provinzen. Wir glauben uns auf

einige kurze Andeutungen und Vergleichungen beschränken

zu können.

Die Stände der Provinz Schlesien schlagen höchst

angemessen vor:

;

*) Die Bescheidenheit dieser Männer ehrend , müssen wir es uns ver

sagen , mehrere sehr achtbare Namen hier zu nennen , wozu wir je

doch, wenn unsere Angaben in Zweifel gezogen werden sollten, ſehr

gern bereit sind.

**) Zum Beweise, welcher von dem Gutachten der Rheinischen Stände

wesentlich abweichende Geiſt in den Rheinlanden angetroffen wird,

brauchen wir nur folgende Thatsache anzuführen :

Am 13. August 1833 wurde in der Stadt Dinslacken , Krei

fes Duisburg, Regierungsbezirkes Düsseldorf, ein neuer katholischer

Seelsorger eingeführt. Bei dem bei dieser Veranlassung veranstal=

teten Festmahle saß ein katholischer Domherr und ein evangelischer

Superintendent zur Seite des Seelsorgers , an diese schlossen sich

die Vorsteher der evangelischen und katholischen Gemeinde der Stadt

an und auch der Rabbiner und die Vorsteher der Judengemeinde

waren nicht ausgeſchloſſen worden und nahmen an dieserFeierTheil.

zehn
Hervorheben

zehn
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zehn
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zehn
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,,daß alle Rabbiner und Aſſeſſoren inländische Univerſi=

,,tåten besuchen, auch insbesondere Philoſophie, nament=

,,lich Moral-Philoſophie und orientalische Sprachen ſtu

diren und , so wie überhaupt alle jüdiſche Lehrer , ihr

Amt nur nach einer vollständigen Prüfung über ihre

„ Fähigkeit, antreten sollten."

"I

"

Wir fügen hinzu , daß auf allen , oder doch wenig=

tens einigen Univerſitäten des Staates eigene jüdiſche Pro

fessoren angestellt werden müßten. Eben so schlagen die

Stände vor:

,,daß die Juden durch ernste Maasregeln zur Errichtung

,,der für ihre Ausbildung erforderlichen Schulen , mit

,,welchen in den größeren Städten Gewerbschulen zu

„, verbinden wåren , anzuhalten und wo Vereinzelung dieß

„ nicht erlaube , zu nöthigen seien , ihre Kinder in chriſt

„ liche Schulen zu schicken , daß ferner der Unterricht in

´„ den jüdiſchen Schulen, ohne Ausnahme nur in deutſcher

,,Sprache ertheilt werden dürfe." *)

Ähnliche Anträge sind auch von den Stånden anderer

Provinzen gemacht worden , doch nirgends ſo zweckmäßig,

als hier ; indessen halten wir es für billig , daß die Schul

anstalten der Juden , eben so wie die der Chriſten zur Sa

che der bürgerlichen Gemeinde gemacht und weder dem Ein

flusse der christlichen Geistlichkeit, nochdem der Rabbiner ganz

überlassen würden , auch möchten wir den Unterricht in der

Sprache ihrer Våter, im Hebräischen , aus mehr als einem

Grunde aus der Schule der Israeliten nicht gänzlich entfer=

nen. Dagegen können wir es durchaus nicht einſehen, wa

rum die Juden, außer den Ammen , kein anderes chriſtli=

ches Gesinde halten sollen.

Alle, einstweilen noch für nöthig gehaltene Beschrån

kungen , sollen , nach den Antrågen der Schlesischen Pro

vinzialstånde, nur noch auf einige Zeit in Anwendung ge=

bracht werden. Ganz hiervon abweichend sind jedoch die

Zur Ausbildung der Juden in gewerblicher Beziehung bestehen, dem

Vernehmen nach , in Frankfurt a. M. sehr zweckmäßige Einrich

tungen.
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Anträge der Abgeordneten des zur Provinz Schlesien ge

schlagenen Markgrafthums Ober - Lausih , welche gebeten

haben:

,,die gegenwärtig über die bürgerlichen Verhältnisse der

,,Juden daselbst noch bestehende Geſetzgebung allergnå

,,digst unverändert zu belaſſen.

Nach einer Anmerkung , welche Hr. St. macht , ist

aber diese Gesetzgebung so beschaffen,,, daß die Erscheinung

eines Juden in den Sächsischen Städten , Dresden undLeip

zig ausgenommen , fast eben so selten ist , als die eines

Sachsen in Jerusalem. Es sei auch aus diesem aufgeklår

ten und gewerbfleißigen Lande bis jezt noch kein Wunsch

vernommen worden , daß dieſe Gesetzgebung geändert wer=

den möge." Einen Beweis dieser gerühmten Aufklärung

können wir eben so wenig aus dem Bestehen der stren=

gen Gesetze gegen die Juden, als aus den Anträgen auf

deren Beibehaltung entnehmen , aber wohl glauben wir be=

merkt zu haben , daß hin und wieder in Sachſen noch eini=

ge Einseitigkeit in religiöser Beziehung , besonders wo es

auf Tolerirung und Gleichstellung fremder Confessionen an

kommt, anzutreffen sei.

Die Anträge der Stånde der Provinz Brandenburg

schließen sich, wenn wir sie recht verstehen, was denSchul

unterricht betrifft, im Ganzen denen der Provinz Schlesien

an, sie wollen den Juden das Staatsbürgerrecht nicht ent=

ziehen, dagegen was , wie wir bereits weiter oben ausge=

sprochen haben, durchaus unzuläßig erscheint , die Heira

then der Juden und die Erwerbung von Grundstücken eini

germaßen beschränken und die Einwanderung fremder-Is

raeliten verhindern. Im Ganzen sind diese Vorschläge ge=

måßiget, wenn auch nicht immer mit der erforderlichen Be

stimmtheit ausgesprochen ; man ſcheint eingeſehen zu haben,

daß sich nicht füglichRückschritte machen ließen, wollte aber

doch in mancher Beziehung den bisherigen Ansichten des

großen Haufens der Gewohnheitsmenschen huldigen. Wir

halten es für ein dringendes Bedürfniß , in einem sehr gro=

ßen Theiledieser Provinz, überhaupt die niederen Stan =
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de, Juden und Christen , ohne Unterschied zu heben und

auf eine höhere Stufe der Cultur zu stellen ; sobald dieses

gelungen und besonders der Landmann mehr ſelbſtſtändig

geworden sein wird, möchte die regsame Thätigkeit der ziem=

lich zahlreichen Juden aufhören , den jetzigen bedeutenden

Einfluß zu äußern.

Vorzüglich den Antrågen der Provinzialstände von

Pommern können wir, in sehr vielfacher Beziehung , das

Zeugniß einer gewissen einſichtsvollen Milde nicht versagen,

fie erkennen sogar das erworbene Staatsbürgerrecht derJu

den an, und dringen blos ganz angemessen darauf, daß:

dasselbe in jedem Falle gehörig verificirt werde; ſie ſagen

nichts von einer Beschränkung der Ehen der Juden und wol

len die Erwerbung von Immobilien und selbst von Ritter

gütern von Seiten dieſer zulaſſen , wenn die lehteren mit

keinem Patronatrechte versehen sind , und nur eine große

Mehrheit des ersten und dritten Standes, d. h. der Ritter

gutsbesitzer und des Bauernstandes , hat sich für die ganz

liche Ausschließung von der Erwerbung der Rittergüter

durch Juden erklärt , wobei wir nicht verhehlen können,

daß wenigstens der erste Stand in der Provinz Pommern,

dessen Verhältnisse wir ziemlich genau zu kennen glauben,

sein eigenes Intereſſe gänzlich verkannt zu haben ſcheint.

In mancher anderen Beziehung huldigen dagegen die

Pommerschen Provinzialstände den alten Vorurtheilen, in-,

dem sie die Israeliten von allen Staats- und Communal

Ämtern ausschließen und ihrem Handel Fesseln anlegen

wollen.

In anderen Provinzen wollte man , unserer Ansicht

nach , ohne hinreichende Gründe , den Juden untersagen,

christliches Gesinde anzunehmen , die Pommerschen Provin

zialstånde dagegen wollen es nicht zulassen , daß Christen

fremde Juden als Dienstboten halten, ein Verbot , wel

ches nur alsdann gerechtfertiget werden könnte, wenn po-.

lizeiliche Rücksichten die Annahme eines solchen Gesin

des bedenklichmachten. Wirsehen uns übrigens veranlaßt in

Betreff des von verschiedenen Provinzialstånden angebrachten
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Antrages , den Juden zu verbieten , christliches Gesin=

de anzunehmen, hier zu bemerken , daß diesem Begeh

ren wahrscheinlich eine ganz veraltete Bestimmung des ca=

nonischen Rechtes zum Grunde liegt, welches jedoch keinen

anderen Grund , als folgenden anzuführen wußte :

quod nefas sit, quem Christus redemit, blasphe

mum Christi in vinculis detinere. (c. 1. X. deJu

daeis, Saracenis et eorum servis.)

Eben so verbietet dasselbe Recht c. 13. X. h. t. daß

Juden christliche Ammen zum Saugen ihrer Kinder anneh=

men, und zwar :

Accepimus autem, quod Judaei faciunt christia

nas filiorum suorum nutrices et (quod non tan

tum dicere , sed etiam nefandum est cogitare) cum

in die resurrectionis dominicae , illas recipere cor

pus et sanguinem Jesu Christi contingit, per tri

duum antequam eos lactent , lac effundere faci

unt in latrinam.

Wer möchte aber geneigt sein , jeht noch dergleichen

Gründe geltend zu machen und andere, welche nur irgend

Stich halten , sind doch wahrlich nicht vorhanden. Selbst

der ehrliche I. H. Böhmer,*) der doch hin und wieder

noch sehr an den alten Satzungen hångt , sagte schon im

Jahre 1713 ,,daß er zweifele , ob in der damaligen Zeit

und besonders in protestantischen Ländern , ein solches Ver

bot noch anwendbar sei , da es sich oft treffe , daß. jüdische

Frauen, bei eintretendem Unvermögen selbst zu säugen, kei

ne andern als christliche Ammen auftreiben könnten."

Die Pommerschen Provinzialstånde wollen die Ehen

zwischen Juden und Christen gestatten , wenn die Kinder in

der christlichen Religion erzogen würden. DerHinzufügung

dieser Bedingung håtte es, nach unserm Ermessen, nicht be

durft, indem wir überzeugt sind , daß in solchen gemischten

Ehen ein solches Übereinkommen sich schon von selbst wür

**) Just. Henning. Boehmeri jus ecclesiast. protestantium, T. IV.

Lib. V. Tit. VI. §. LXIV.
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de gemacht haben , ohne die Freiheit der beiderseitigen El

tern , ihre Kinder nach ihrer Wahl in einer von dem Staa

te tolerirten Religion erziehen zu laſſen, zu ſchmålern. Ein

bestimmtes Gebot zu Gunsten der christlichen Religion

würde aber mehr schaden , als nüßen , denn es würde den

jüdischen Zelotengeist wieder wecken. Wird nicht gegenwår

tig auch bittere Beschwerde darüber geführt, daß bei den

gemischten Ehen zwischen Katholiken und Protestanten, die

päpstliche Hierarchie, ganz in dem Geiste der finsteren Vor

zeit, es noch bei der Schließung des ehelichen Bundes zur

Bedingung machen will , das sämmtliche Kinder in der ka

tholischen Confession erzogen werden sollen ? Auch wir wür

den unbedingt für die Freiheit der Ehen zwischen Juden und

Christen stimmen , die strenge Absonderung der beiderseiti='

gen Glaubensgenossen wird durch solche Verbindungen am

wirksamsten gehoben , es werden rein menschliche Familien

verhältnisse geschlossen , das Volksthümliche der Israeliten,

insofern es verwerflich ist , wird verschwinden , denn das

orientalische, in sich selbst verkommene Volk wird sich mit

einem anderenVolksstamme vermischen und dies Durchkreu

zen der Völker verschiedener Abkunft kann für das Ganze

nur von den ersprießlichsten Folgen sein. In den früheren

Zeiten der Christenheit waren solche Ehen auch keinesweges

unterſagt, ſie wurden nicht selten geſchloſſen und die Kir

chenversammlung zu Orleans verbot sie zuerst im Jahre

538 bei Strafe der Ercommunication. Sie kamen aberda

durchdochnicht außer Gewohnheit, besonders in Spanienschei

nensie im Mittelalter noch vorgekommen zu ſein *) und schon

der Umstand , daß auch spätere Kirchenversammlungen es

für nöthig hielten , dies Verbot zu wiederholen, streitet da=

für , daß man früher in diesem Punkte weniger skrupulos

war, als jeht. Selbst in der allerneuesten Zeit wird es

öfters keinesweges verschmähet, schöne und reiche Jüdinnen

zu heirathen, wenn nur die Form der Taufe vorhergegan=

gen ist und man ſiehet , daß , wenn es auf gewiſſe Punkte

*) Holbergs jüdische Geschichte, 2. Th. S. 617.
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ankommt, die Anſichten hin und wieder toleranter gewor=

den sind. Wir können übrigens nicht umhin, im Geiſte des

Mittelalters und der christlich hierarchischen Eiferer, wenig=

stens die Juden und Jüdinnen zu Worms zur möglichsten

Schonung und Berücksichtigung zu empfehlen, indem diese

es documentiren zu können behaupten , daß ihre Vorfah

ren von der Kreuzigung Chriſti abgerathen håtten , wenn

wir gleich die Üchtheit der angeblichen Beweis - Documente

noch etwas in Zweifel ziehen. Dagegen müſſen wir aus

åhnlichem Grunde vor den Juden zu Ulm warnen, weil

ihre Vorfahren zu harten Maasregeln gegen Christus an=

gerathen haben sollen. *)

Der übrige Theil des Gutachtens der Pommerschen

Provinzialstånde befaßt größtentheils polizeiliche und ande

re auf schon öfters berührten Vorurtheilen beruhende Be

stimmungen. Ehe wir aber unsere Bemerkungen über die

Anträge anderer Provinzialstånde fortsehen , können wir

nicht umhin , unſere hohe Achtung dem Geiſte zu_zol=

len, der sich, wenigstens theilweise, bei den Berathun

gen der Pommerschen Ståndeversammlung_ausgesprochen

hat. Ehre der Menschlichkeit , wo sie sich findet!

In den Vorschlägen der Provinzialstånde der Provinz

Preußen, finden sich nur einige bemerkenswerthe Stellen.

Es wird darüber geklagt,,,daß der Handel mit Polen fast

ausschließlich in den Hånden der Polnischen Juden sich be

finde, daß aber der Polnische Jude dem Preußischen die er

ste Hand reiche " und es werden Mittel vorgeschlagen, dieß

Verhältniß zu ändern ; ist dies aber möglich ? lassen sich die

Polnischen Christen zwingen, eben so betriebſam zu werden,

• wie ihre israelitiſchen Mitbrüder, blos um den Preußischen

Christen auch einigen Verdienst zu verschaffen? Können die

Christen die Juden nicht überbieten inHandelsfleiß undThȧ=

tigkeit, und ist dem Fieißigen und Thätigen nicht in jedem

Lande Lohn und Gewinn beſchieden?

Ganz entgegengesett von den Anträgen der Pommer

*) Holbergs jüdische Geschichte Th. 2. S. 440.
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schen Stånde tragen die Preußischen darauf an,,, keinem

Juden zu erlauben, christliche Hausdienstboten zu halten,

bis es erweislich sei, daß eine verhältnißmåßige Zahl jüdi

scher Hausdienstboten im Lohne von christlichen Haushal=

tungen sich befinde. ' Wir halten zwar die Gesindever

hältnisse unserer Zeit für ungemein geeignet, verschiedene

Religionsverwandte zu vereinigen und die Unterſchiede zu

verschmelzen, können aber doch nicht Vorschlägen unſern

Beifall schenken , welche uns zu sehr der, in dem Westphå=

lischen Frieden ausgesprochenen , selbst bis in die geringsten

Verhältnisse sich erstreckenden Religions-Parität zu ähneln

scheinen.

Wir glauben, daß es weder zur Cognition der Gefeß

gebung, noch überhaupt in eine ständische Berathung ge=

hört , wenn, wie gewiß in dem Preußischen Staate nur

höchst selten der Fall sein wird, hin und wieder in der Pro

vinz Preußen die Erfahrung es ergiebt , daß die Synago=

gen sich vermehren und die christlichen Kirchen ihrem Unter

gange entgegen gehen. Wir möchten diese Thatsache in so

fern bezweifeln , als daraus ein Verdrången der Christen

durch die Juden erwiesen werden soll.
1

Die Aufmerksamkeit der Gesetzgebung verdient aber

ein Antrag der Stände der Provinz Preußen, der auch von

den Stånden der Provinz Posen gemacht wird, nämlich,

wie die letteren sich passender als die ersteren ausdrücken

,,der körperlichen Schwäche der Juden durch das Verbieten

der frühen Ehen vorzubeugen, " da , wenn dieſes Einſchrei

ten gleich in den westlichen Provinzen uicht erforderlich sein

möchte , doch hin und wieder in den östlichen das Bedürf

niß einer solchen gesetzlichen Beschränkung wirklich vorzu

walten scheint. Nach unserm Ermessen würden die Juden

in dieser Beziehung den allgemeinenLandesgesetzen zu unter

werfen sein. Dagegen halten wir die Gründe der Preußi

schen Provinzialstånde , welche dieselbe Maasregel deshalb

vorschlagen, weil in den frühen Ehen der Juden ein vor

züglicher Grund der starken Vermehrung derselben und

ihrer größtentheils schwächlichen, zum Militairdienste un=

4
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"

tauglichen Constitution gefunden werde , für etwas einseitig

und zumTheile für ganz unrichtig, denn allzufrühe geschlos

sene Ehen befördern wahrlich nicht die Volksvermehrung.

Das kurze Gutachten der Provinzialstånde von Po

sen enthält, außer dem bereits Erwähnten, wenig Bemer

kenswerthes ; es will den Juden den Ankauf von Grund

stücken unter gewissen Beschränkungen gestatten, dagegen

aber ihnen verbieten, Christen in ihren Dienſt aufzunehmen,

es will den Sabbath auf den Sonntag verlegen u. s. w.

Hierüber haben wir uns bereits ausgesprochen.

Wir haben eines ständischen Antrages noch nicht er

wähnt, weil es uns wirklich peinlich war , ihn zu berüh

ren ; es ist der der Provinz Sachsen, eines Landes, von wel

chem die Reformation ausging , in welchem Luther zuerſt

die Geistesfreiheit und religiöse Duldung verkündete, und

das in Wissenschaftlichkeit und Bildung gegenwärtig noch

sehr hoch steht.

Wir wollen die einzelnen Punkte dieses Antrages hier

abgekürzt aufzeichnen und nur wenige Bemerkungen hin

zufügen.

#Die Juden sollen von allen Staats- und Commu

nal-Ämtern , namentlich auch von der Praxis der Juſtiz=

Commiſſarien und Notarien ausgeschlossen bleiben , fie fol

len, abgesehen von ihrem Rechte, sich an jedem Orte des

Inlandes blos temporår aufzuhalten , auf ihren der=

maligen Wohnort, und wenn sie noch keinen eigenenWohn

fit haben , auf den ihrer Eltern eingeschränkt werden. "

(Würde man hierdurch nicht eigene, für die Folge ſehr lå

stige Juden-Colonien bilden ?) ,,Es soll keinJude an einem

Orte mehr als einHaus und mehrals ein Etabliſſementbeſi

ken, nicht dieApothekerkunst," (damit dieJuden nicht, wie in

demMittelalter, die Christen vergiften !!! ) „ und dieSchank

und Gastwirthschaft anders, als für Glaubensgenossen und

leştere auch nur an solchen Orten betreiben dürfen , wo

mindestens außerdem noch eine andere , einem Christen ge=

hörende ähnliche Wirthschaft vorhanden ist. " (Alſo christ

liche und jüdische Wirthshäuser soll es geben?) Der
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Handel auf dem platten Lande" (dieſer iſt gerade für die

Juden dieHauptsache) ,,soll den Juden überhaupt, derHau

fir- und Schacherhandel aber gånzlich untersagt sein,"

(Was bleibt nun noch viel übrig ? ) ,,der Verkehr in den

Meßstädten, mit Einſchluß von Naumburg, ist den Juden

verstattet , von der Erwerbung ländlicher Grundstücke ſol

len sie aber gänzlich ausgeſchloſſen ſein. " (Die Minoritåt

der Stånde wollte ihnen dieſe Erwerbung , mit Ausnahme

der Ausübung der Ehrenrechte, der Patrimonial-Gerichts

barkeit , der Polizei und des Patronatrechtes gestatten. )

DieAufnahme fremderJuden soll beschränkt, übrigens aber

das Israelitische Volk zur Sittlichkeit ausgebildet werden."

(Wir sind der Meinung , daß gerade in der Provinz Sach

sen viele Juden in dieserBeziehung keinesweges zurückstehen.)

Die Bestimmung des Allgemeinen Landrechtes in Betreff

des Verbotes der Ehen zwischen Christen und Juden foll

aufrecht erhalten werden u. s. w. "

Wir fordern nunmehr unsere Leser auf, sich ganz uns

partheiiſch über den Geiſt dieſer Vorſchläge auszusprechen.

Wir kehren nunmehr zu dem eigentlichen Terte der

Abhandlung des Herrn St. zurück, nachdem wir gezeigt

haben, welche Bewandniß es mit den Stimmen hat, wel

che sich nach S. 19 ,, vom Rheine, wie vom Pregel und

der Spree fich haben vernehmen laffen “ und glauben we=

gen des bei dieſer Gelegenheit Geſagten , uns ferner größ

tentheils sehr kurz faſſen zu können.

Die Beispiele anderer Lånder und die Gesuche einiger,

in altenVorurtheilen und imEigennute verkommenen Städ

te, um Erneuerung der Privilegien gegen die Juden , be

weisen , wo es auf philoſophiſche und rechtliche Principien

ankommt, durchaus gar nichts und es würde uns sehr leicht

werden darzuthun , daß wenigstens , besonders früher , wo

noch keine entgegengesetten Anregungen statt gefunden hat

ten, in den Rheinprovinzen und auch zum Theile in der

Provinz Westphalen , die Israeliten, in den gesellschaftli

chen Beziehungen, bei weitem weniger zurückgesetzt wurden

4 *
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und selbst auf die öffentliche Meinung einen größeren Ein

fluß außern konnten. Was die Israelitische Jugend be=

trifft, so können wir uns kûhn auf das Zeugniß der Lehrer

an christlichen , beſonders höheren Schulen und Gymnaſien

berufen, ob nicht die jüdischen Schüler in der Regel vor

zugsweise fleißig, fähig, folgsam und beſonders ſittlich

sind und in dieser Beziehung manchen Chriſten beſchåmen.

Auch uns ist leider gleichfalls bewußt, daß man hin¸

und wieder, wiewohl ohne hinreichenden Grund , Bedenken

trågt, die Juden in Clubbs, Caſinos und Reſſourcen zuzu

laſſen, wir sind aber sehr froh , daß uns in der Gegend,

welche wir bewohnen , kein geselliger Verein bekannt ist, zu

deffen, wie Herr St. S. 20 sagt, ersten Vorschrif=

ten die Bestimmung gehörte , daß keine Juden aufgenom=

men werden dürfen. Wir würden wenigstens bei einer sol

chen Veranlassung dem gebildeten Juden nie eine weiße

Kugel verweigern , dagegen dem anmaaßenden Chriſten ge=

wiß eine schwarze zutheilen.

Unser Verfasser spricht S. 22 ,,von der verlegten df=

fentlichen Meinung und von der Stellung des Gesetzgebers,

wenn diese Meinung schnell zur That werde ," er kommt

dabei auf das berüchtigte , fast schon ganz vergessene, zu

feiner Zeit aber aus einer sehr unlauteren Quelle geflossene

Hepp! Hepp! zurück, und deutet revolutionåre Bewegun=

gen an. Wir aber müßten eineRegierung für sehr schwach

und hinfällig erachten, welche durch Frevel von der Hefe

des Póbels verübt, sich abhalten ließe , einem unterdrück

ten und mehr als zu sehr gedemüthigten Volke, seine ihm

entzogenen Bürgerrechte wieder zu geben und es in Schuß

zu nehmen gegen die Beleidigungen von Straßengesindel,

welchen man bei jeder anderen Gelegenheit doch wahrlich kei

ne entscheidende Stimme einräumt. Die Preußische Staats

verwaltung ist aber durchaus nicht fähig, ängstlichen Rück

sichten in dieser Beziehung Gehör zu geben.

Die Frage, welche Herr St. aufwirft : was die Ge

sebgebung bei dieser Lage der Dinge zu thun haben dürfte,

glauben wir schon hinreichend beantwortet zu haben; sie
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muß den Juden unbeschränkte Staatsbürgerrechte ertheilen,

ſie darf ihnen dasjenige nicht vorenthalten , was unaufge=

fordert selbst denjenigen Volksstämmen der Chriſten ge=

währt werden müßte, welche in moraliſcher und intellectu=

eller Beziehung verhältnißmäßig keinesweges höher stehen,

als die Juden.

Von der Emanicipation der Juden gilt dasselbe, wie

von jeder anderen Emanicipation , fie muß ganz vollständig

ohne alle Reſtrictionen erfolgen , weil das Alte, theilweis

Zurückbleibende öfters noch mehr , als die frühere vollſtån=

digere Beschränkung verlegt , indem es aus allem Zuſam=

menhange geriffen daſtehet und umerhalten zu werden, håu

fig neuer, sehr verleßender Formen bedarf. Wir berufen

uns in dieser Beziehung auf die Emanicipation der Juden

in den östlichen Preußischen Provinzen , welche diese Glau=

bensgenossen in die bürgerliche Gesellschaft einführte, ohne

ihnen die Befähigung zu Staatsämtern einzuräumen und

fügen noch hinzu, daß wir die gänzlichen Emanicipationen

für weit ungefährlicher , als die partiellen halten.

Wenn Ihr den Juden emanicipirt, ſo emanicipirtIhr

nicht den Genossen einer Euch , dem äußeren Scheine nach,

feindlich gegenüberstehenden Religion, ihr emanicipirt den

Menschen und der menschliche Geist ist seinem Wesen

nach ewig ein und derselbe, er hat am Euphrat und am

Jordan, am Ganges und an der Tieber seine Blüthenzeit

gehabt. Am reinsten ist er durch die christliche Religion

aufgefaßt worden ; aber welches ist der Gegenstand , worauf

es ankommt, das Aufgefaßte, oder das religiöse Institut,

welches das Geistige aufgefaßt hat? Man kann hier nicht

sorgfältig genug trennen ; das wahrhaft Geistige undGött

liche der Religionen ist unabhängig von dem äußeren Cul

und den Unterschieden der verschiedenen Confessionen,

unabhängig von den Auswüchsen und Verirrungen , welche

sich bei jeder Religionsgesellschaft auffinden lassen. Die

blutigenBekehrungenMahomets und Carls desGroßen durch

das Schwerdt, die Scheiterhaufen der Inquiſition, dieGråuel

der aufrührerischendeutschenWiedertäufer, die Religionskriege,

tu
s
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Dragonaden unter Ludwig XIV. von Frankreich, die Nie

dermehelungen der Juden im Mittelalter , fast in allen

Staaten Europas , die Bedrückungen der Katholiken in

Irland, so wie die proteſtantiſchen Keßergerichte und Auto

da-fés des Reformators Calvin , wiegen reichlich den júdi

schen Kastengeist auf. Ihr werft den Juden vor, daß der

Glaube an die Lehren des orientaliſch-dichteriſchen Talmuds

ſie unfähig mache unsere Mitbürger zu werden , aber wel

the Religion hat nicht poetiſche Mährchen und Fabeln ge=

habt? vergleichet nur die dichterisch- fabelhaften Legenden

des Talmuds mit anderen Legenden, vergleichet die phanta

fiereichen Irrthümer einiger jüdischen Zeloten mit den sehr

prosaisch-deutlichen Erörterungen der Jeſuiten Buſembaum

und Sanchey *) und die von der påpstlichen Hierarchie aus

gesprochenen Verdammungsurtheile gegen die evangelischen

Keter, so wie die der menschlichen Vernunft zur Schande

gereichenden Grundſåße mancher neueren mystischen prote=

stantisch-pietistischen Sekte, und es ist eine großeFrage, auf

we'che Seite sich der Ausschlag der Waage neigen wird.

Ihr haltet höhnend den Israeliten ihreEntartung undſelbſt

die Lächerlichkeiten mancher ihrerReicheren und Vornehmeren

vor, aber die ältesten und selbst die ehrwürdigsten Quellen

der Geschichte des Menschengeschlechtes bezeugen es, daß

durch die gegenseitige Wechselwirkung von politischem Dru=

cke und Sclaverei , von dem Geiste der Tirannei und dem

Sclavensinn, die Völker aus dem Grunde verderbt werden.

Unter dem türkischen Despotismus hatte sich das ursprüng

lich edle, dem Christenthume zugewendete Griechische Volk,

a

*) Der Jesuit Herrmann Busembaum, geboren 1600, gestorben

1668 , Rector der Jesuiten-Collegien zu Hildesheim und Münster

vertheidigte in feinem Werke : Medulla theologiae moralis, ex

variis probabilibusque auctoribus concinnata. Coloniae 1767,

den Menschen und Königsmord. Dies Buch wurde auf den Grund

eines Urtheils des Parlaments zu Toulouse verurtheilt und öffents

lich verbrannt und auch von dem Parlemente zu Paris verdammt.

Der Jesuit Sanchen entschleierte in seinem Buche de matrimonio

die Geheimnisse des Ehestandes etwas unbescheiden und war wenigs

ftens in Beziehung auf die Geschlechtsverhältniſſe ein äußerst duld

samer Caſuiſt.
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größtentheils in Räuberſchaaren aufgelös't , der Armenische

Christ treibt fast den Handels-Verkehr unſerer Juden , und

die Ägyptischen Kopten geben dem letteren an Schlauheit,

Verſchmigtheit und Hinterlist wahrlich nichts nach, derAbys=

sinische Christ aber stehet wahrlich tief unter unserm Israe

liten. Die Staaten des Hauptes der katholischen Christen

heit wimmeln von blos rechtgläubigen Räubern, mit

welchen man Verträge schließt und denen man , nach Be=

finden , Ablaß ſpendet. Wenn man die dortigen Criminal=

Acten untersuchte , so würde sich wahrscheinlich das Ver=

hältniß der Verbrecher für die Chriſten ſehr ungünstig ſtel

len. Sehet Ihr nun nicht ein , daß es blos die politische

Unterdrückung und religiöſe Unmündigkeit, daß es der Des

potismus, keinesweges aber die Stammverwandtschaft, das

religiöse Dogma und die Emanicipation sind , welche Ver

brecher erschaffen, und Ihr wollt es doch einem im Ganzen

verarmten Volke anrechnen , um es noch långer in demüthi

genden Fesseln zu halten , wenn die Tabellen des Inquisi

foriates zu Minden nachweisen , daß jeder 146ste Jude ein

Verbrecher sei ? Wollt Ihr denn auch die Griechiſchen, Ar

menischen und Koptischen Chriſten in Klaſſen , in Patentir

te und Nichtpatentirte, so wie die Juden in Muſterjuden

und in Nichtmuſterjuden eintheilen? Gebet nur die jüdiſchen

Bekehrungen auf, macht dieJuden nicht auf indirektemWe

ge zu Martyrern und Glaubenshelden *) und ſeid versichert,

daß der Jude dem Christen häufig geistig nåher steht , als

Ihr ahnet. Achtetselbst denjenigen Israeliten, der aus Über

zeugung treu bei dem Glauben seiner Våter beharrt und

ſelbſt wegen zeitlicher Vortheile seine Kinder nicht im Chri

stenthum erziehen läßt, schenket aber, um uns ganz zu ver=

stehen, dem S. 37 der Schrift unseres Verfassers ange=

führten ,, Sendschreiben einiger jüdischen Hausvåter an den

Probst Teller , von Friedländer. Berlin 1799." einige

Aufmerksamkeit. Behandelt nicht, und darauf legen wir

*) Es wäre uns leicht, aus der neueren Zeit Beiſpiele von einem fol

chen Benehmen gegen die Juden anzuführen.
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ein besonderes Gewicht , wie Herr St. S. 24 und an an

deren Stellen, die Juden als Fremde und Ausländer, nach

dem sie långer als ein Jahrtausend nicht allein Gutes und

Böses mit uns ertragen , sondern auch nur zu viel des lez

teren mit seltener Geduld von uns hingenommen haben,

und macht ihnen im ganzen Staate , besonders in den Alt

Preußischen Provinzen, das Staatsbürgerrecht im weitesten

Sinne desWortes nicht streitig , und beseitiget dann alle in

zwischen eingetretene Ausnahmen und Beschränkungen, denn

die Israeliten haben alle bürgerlichen und politischen Rechte

der Hauptsache nach durch einen feierlichen Act erhalten,

sie haben überdies unter uns, in einem Territorial- nicht in

einem Nomadenstaate, ihren juridisch begründeten Wohn

ſit gehabt und mehr als zuviel zu den Staatslasten beige

tragen.*)

Wir haben unsere Bemerkungen zu der Schrift des

Herrn St. nicht weiter ausgedehnt, weil wir hinreichende

Andeutungen gegeben zu haben vermeinten, und bei einer

nåheren und speziellerenBeleuchtung des lehten Theiles des

zu commentirenden Textes nur zu Wiederholungen Veran=

laffung hatten finden können. Blos Das bitten wir noch

mals zu berücksichtigen , daß der ungebildete, wenn auch

schlaue Handels- oder Schacherjude nie dem vernünftigen,

gebildeten Christen gefährlich werden kann , daß dem Klu

gen und Betriebſamen jederzeit der Verdienst imHandel von

rechtswegen zukommt und daß es eine schimpfliche Bevor

mundung unserer Glaubensgenossen ist, wenn wir, angeb

* Die Juden scheinen uns in dem Preußischen Staate die Einzigen

zu sein , über deren staatsbürgerliche Rechte das Gefeß sich gang

deutlich ausgesprochen hat , die Rechte der übrigen Preußen sind in

dieser Beziehung zwar durchaus nicht zweifelhaft, aber doch nicht

in jedem Falle so klar vorliegend und genau normirt , als die der

Juden, denn der §. 1. des Edictes vom 11. März 1812 besagt

ausdrücklich, daß die mit Generalprivilegien , Naturalisations.Pas

tenten , Schußbriefen und Conceſſionen versehenen Juden und deren

Familien, für Einländer und Staatsbürger erklärt werden. In

Desterreich übrigens genießen die Türkischen Juden einer ganz

vollkommenen Freiheit.

*



- -57

lich zu deren Besten, es den Juden zum Verbrechen machen

wollen , daß ſie, auf ganz offenem Wege , den größtmög=

lichsten Gewinn von dem Christen zu ziehen suchen, welchen

dieser keinesweges verſchmåhet , wenn er ihn nur mit weni

ger Anstrengung als der Jude erhalten kann.



Anhang.

Die Erklärungen der Stände sämmtlicher

Provinzen der Monarchie,

aus den gedruckten Uebersichten der Verhandlungen

zusammengestellt.

1. Westphalen.

Die Erfahrung hat allgemein gelehrt , daß der Zweck der ver

schiedenen neueren Gesetzgebungen , die Juden durch Gleichsehung

mit den christlichen Staatsbürgern zu einem verhältnißmäßigen

Beitritt der verschiedenen Klassen der bürgerlichen Gesellschaft zu

bewegen, nicht erreicht worden, und daß sie fortdauernd als eine

abgeschlossene , wuchernde, dem Landmanne besonders verderbliche

Kaste dastehen.

Das hohe Ministerium des Innern hatte daher über die hier

bestehende, die Juden betreffende Gefeßgebung, und deren erfor=

derliche Abänderung, das Gutachten der Landstände gefodert , und

ward ihnen zn ihrer Belehrung von dem Königlichen Landtags=

Commiſſarius ein ausfährliches Pro-Memoria über den Zustand

der Juden in Westphalen vorgelegt.

Hiernach stimmte die ältere Gesetzgebung aller einzelnen , die

Proving Westphalen bildenden, Landestheile darin überein, den Ju

den nur Rechte der Schußverwandten zu ertheilen , ihre Vermeh

rung zu verhindern, durch Abweisung der Fremden und Beschrän

kung des Rechts der einheimischen , für mehrere ihrer Kinder be

sondere selbstständige Familien zu bilden. Es wurden ihnen fer

ner bestimmte Wohnſiße angewiesen, und ſie traf eine besondere

Steuer.

Dagegen war ihnen Handel, in einigen Ländern auch der

Betrieb von Gewerben , und der Ankauf von Wohnhäusern ge

stattet.

Die Königlich westphälische und die bergische Gesetzgebung

ertheilte den Juden das volle Bürgerrecht im Herzogthum

Westphalen blieb die alte Verfassung bestehen.
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1

In dem französischen Theile des Münsterschen und Minden

schen blieb die belgische und westphälische Gesetzgebung ; das von

Napoleon den 17. März 1808 erlassene, dem Wucher der Juden

entgegenwirkende Decret (No. 3210. Bulletin de loix 4 Serie)

kam nicht in Anwendung.

Seit der Preußischen Wieder - Besißnahme ist in der vorge

fundenen Gesetzgebung nichts verändert, und nur bestimmt worden :

a) daß jeder Landestheil , so eine besondere Juden - Verfassung

hat, für geschloffen anzusehen (Ministerial - Reſcript 28. Juli

1824) , und das Herumziehen der Juden aus dem einen in

den andern nicht zuzulassen;

b) daß, wo nicht ein geprüfter und tüchtiger jüdischer Lehrer

vorhanden, die Judenkinder zum Besuch der christlichen Schu

len anzuhalten seyen.

Im Jahre 1825 waren in der Provinz 11,142 Juden vorhan

den, das Verhältniß ihrer Zahl zu der ganzen Bevölkerung wie

1 : 105; ihre Vertheilung ist ungleich , mehrere Kreise sind mit

ihnen überladen , z. B. in dem Kreise Hörter ist das Verhältniß

wie 1:38, im Kreise Warburg 1:22, im Kreise Brilon 1:32.

Seit 1817 hat sich die Zahl der Juden in Westphalen um

1425 vermehrt.

Ihre Hauptbeschäftigung bleibt Handel, z. B. im Regie

rungs-Bezirke Minden nähren unter 837 Juden - Familen 769

fich vom Handel, und von dieſen 329 insbesondere vom Hauſiren.

Allgemein spricht ſich das Urtheil über den verderblichen Ein

fluß der Juden auf das allgemeine Wohl aus , besonders aber

find fie nachtheilig für den Wohlstand des Landmanns durch wu

cherliche Geld-Vorschüsse, betrügerischen Vieh-Waaren-Handel und

das Aufdringen von Lotterie-Loosen, und für den Krämer in fleis

nen Städten durch das Hauſiren,

Auch aus dem Gesichtspunkte der öffentlichen Sicherheit ist der

Jube höchst gefährlich; die Verhandlungen bei dem Mindenschen

Inquifitoriate liefern das Resultat, daß jeder 146ste Jude ein

Verbrecher, von den Christen aber nur jeder 934ste es war, also

ein Verhältniß von 63 : 1.

Die Vorstellungen mehrerer Eingesessenen in der Provinz,

die Anträge mehrerer Abgeordneten erkannten alle das Verderbliche

der Juden und ihren nachtheiligen Einfluß auf den Landmann.

Bei den Berathungen der Landstände ward zwar von einigen

Mitgliedern die Meinung geäußert, daß der Art. 16. der deutschen

Bundesacte die den Juden durch die fremde Gesesgebung ertheils

ten Rechte versichere, und sie daher unabänderlich bestehen müßten.

Die Landstände glaubten aber, daß Se. Königliche Majestät

Sie Verhältnisse zu den Bundesstaaten nach Ihrer allgemeinen

-

2
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Weisheit ordnen würden , und beschäftigten sich allein mit Erwä

gung der Mittel:

1) zur Verbesserung des religiösen und sittlichen Zustandes der

künftigen jüdischen Generation ;

2) zur Verhinderung der aus der Verderbtheit der gegenwärti

gen Generation entstehenden Uebel.

Als wirksame Mittel zur Verbesserung der iſraelitischen Ju

gend ward vorgeschlagen :

a) deren Unterricht durch geprüfte und genehmigte Schullehrer,

mit festen Besoldungen, die den Unterricht in deutscher Spra

che nach von der Staats - Behörde genehmigten Lehrbüchern

ertheilen , bewirken zu lassen ; wo aber das Vermögen

der Gemeinde eine solche Anstalt verhindert , müſſen die Ju

denkinder die christliche Schule besuchen ;

b) Einführung deutscher Gesang- und Gebetbücher bei dem jü

dischen Gottesdienste ;

c) Reinigung des jüdischen Religions - Systems von Talmudi

schen Sahungen und Rabbinischen Ceremonien welches

erreicht würde durch Ausführung des Gefeßes d. d. 11. April

1810, das die Bildung eines jüdiſchen Conſiſtoriums ver

ordnet *).

-

J

---

Wohlthätig würde die Aufhebung des im Herzogthum West

phalen bestehenden Verbandes der Juden unter einem besondern

Rabbiner würken.

Die Mittel , um den verderblichen Einfluß der gegenwärtigen

jüdischen Generation auf den Wohlstand der übrigen Eingeffenen

zu beseitigen , bestehen nach der Meinung der Landstände in fol

genden:

1) die Aufhebung des ihnen voreilig durch die Fremdherrschaft

ertheilten Bürgerrechts;

2) das Verbot, innerhalb der nächsten 10 Jahre Grundstücke

oder Häuser zu kaufen ;

3) Verpflichtung, die jest besessenen ländlichen Grundstücke bin

nen 10 Jahren zu verkaufen , wenn sie sie nicht selbst be=

stellen ;

4) Führung der Handelsbücher in deutscher Sprache ;

* 5) von mehreren Söhnen wird nur einem der Handel gestattet,

die übrigen müssen andere Gewerbe treiben ;

6) Verbot, christliches Gesinde zu halten ;

7) Beobachtung des gefeßlichen Zinsfußes, und Verfall der gan

zen Foderung an die Orts - Armen , wenn mehr als 10 pC.

genommen sind ;

*) Nota. Hierauf hatte auch ein israelitischer Einwohner in Werl an

getragen.
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8) Zulassung der Schuldklagen allein , wenn der Beweis

durch Zeugen oder gerichtliche Urkunden geführt werden kann;

9) Verbot der Aufnahme fremder Juden; und

10) ihres Handels in der Provinz , außer

a) in größeren Geschäften mit ausdrücklicher Erlaubniß der

Regierung,

b) Viehhandel,

c) Besuchen der Jahrmärkte;

11) möglichste Beschränkung des Wanderns fremder Juden ;

12) Beobachtung des Regulativs wegen Leihen auf Pfänder

d. d. 28. Juni 1826.

Freiherr von Stein.

2. Rheinprovinz.

Se. Majestät hatten geruht , der Stände - Versammlung eine

Darstellung der Verhältnisse der Juden in den Rheinprovinzen

mit dem Anheimgeben vorlegen zu lassen , in Berathung zu zie

hen, und sich darüber zu erklären :

ob und was für Vorschläge und Wünsche sie etwa in Rück

sicht der bürgerlichen und Rechtsverhältnisse der Juden in der

Provinz anzubringen haben möchten ?

Aus dieser Darstellung geht hervor, daß die Zahl der in den

Rheinprovinzen wohnenden Bekenner dieses Glaubens 20,742 be

trägt, wovon 5351 dem rechten und 15,391 dem linken Rhein

ufer angehören.

In dem ganzen Umfange der Rheinprovinzen, wo die fran

zösische Gesetzgebung besteht, oder eingeführt gewesen ist , sind den

Juden alle bürgerliche Rechte , wie Grundbesik , Theilnahme an

öffentlichen Aemtern gestattet ; nur ist ihnen auf dem rechten

Rheinufer nicht , wie auf dem linken , die Annahme beſtimmter

Familien-Namen auferlegt , noch das Kaiserliche Dekret vom 7ten

März 1808 , welches die Beschränkung des Wuchers zum Zwecke

hatte, auf sie angewandt worden.

"

Dagegen leben sie in den ehemals naſſauischen Landestheilen

noch unter der großen Beschränkung der alten deutschen Gesetze,

sie müssen sich mit besondern Geleitsbriefen versehen lassen, deren

von ihren Kindern gewöhnlich nur eins einen erhält ; sie bedür

fen einer besondern Erlaubniß zur Verheirathung und zum Han

del, und können nur Wohnhäuser mit den dazu gehörigen Gär

ten, nicht aber ländliche Grundstücke u. s. w. beſigen.

Nach reiflicher Erörterung des Gegenstandes und nachdem

einige Anträge zu größerer Begünstigung der Juden, mehrere aber

zu einer strengeren Beschränkung derselben, von dem Landtage ver
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worfen worden, hat derselbe sich dahin vereinigt , folgende Wün

sche Sr. Majestät allerunterthänigst vorzutragen :

1) daß nach dem Vorbehalt in dem Edict vom 11 März 1812

§. 39. die Juden aller Provinzen einem General - Synedrio

unterzuordnen ſeyen, aus Männern von Kenntniß und Recht

schaffenheit bestehend , welches das Kirchenwesen zu beſorgen,

eine authentische Declaration der jüdischen Glaubenslehren

über ihre Pflichten gegen die christliche Obrigkeit und ihre

christlichen Mitbürger zu fordern, und diese Declaration nach

erfolgter Allerhöchster Bestätigung , den Judenlehrern und

Rabbinern als verbindliche Form vorzuschreiben hätte. Auch

möchte die Anfertigung jüdischer Religions - Lehrbücher in

deutscher Sprache und der Unterricht überhaupt in dieser

Sprache zu befehlen seyn ;

2) daß das vom Oberpräsidenten unterm 13ten Sept. 1824

erlaffene Schul Reglement wegen des Elementar - Unterrichts

der jüdischen Kinder nicht nur fortbestchen, sondern auch von

Sr. Majestät förmlich bestätigt werden möge;

3) daß die Juden in den östlichen Theilen der Provinz mit de

nen in den westlichen Theilen wohnenden völlig gleich gestellt,

und aus dem, durch das Allerhöchste Decret vom 3. März

1818 bestätigten, Kaiserlichen Geseze vom 17. März 1808

folgende Artikel als verbindlich für die Juden in der ganzen

Provinz erklärt werden möchten, nehmlich:

a. daß jede Verbindlichkeit für Anleihen , welche Juden an

Minderjährige, Frauen , Soldaten , Unteroffiziere oder Offi

ziere ohne Bevollmächtigung ihrer Vormünder, Ehemänner,

Hauptleute oder der Chefs ihres Corps gemacht, von Rechts

wegen nichtig seyn sollen , ohne daß die Inhaber oder Cef=

fionairs ſie gültig machen, und die Gerichte zu einer Klas

ge deshalb authoriſiren dürfen.

b. Daß kein Wechselbrief, kein Billet auf Ordre, keine Obli

gation oder Versprechen, welches von einem nicht Handel

treibenden unterzeichnet worden, eingefordert werden könne,

ohne daß der Inhaber beweise , daß der ganze Werth ohne

Betrug erlegt worden sey.

c. Daß jede Schuldforderung , deren Kapital auf eine offens

bare oder verborgene Weise durch Häufung der Zinsen von

mehr als 5 Procent jährlich beschwert ist, von den Gerich

ten herabgeſeht werden solle , und wenn der zum Kapital

geschlagene Bins 10 Procent übersteigt, die Schuldforderung

für wucherisch erklärt, und als solche vernichtet werden soll.

d. Jeder Handel, welchen ein nicht patentiſirter Jude geſchlof=

fen hat, soll nichtig und wirklos seyn , insofern er in der
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Zeit geschlossen worden, wo das Decret vom 17ten März

1808 gefeßliche Kraft gehabt hat.

e. Alle Contracte oder Verschreibungen , welche zum Besten

eines nicht patentisirten Juden während der Dauer des obi

gen Decrets für Gegenstände, welche mit Handel, Mäklerei

und Schacher nichts gemein haben, eingegangen werden,

soll man durchschauen können. Dem Schuldner wird ver

gönnt, zu erweisen , daß betrügerischer Schacher, Gewinnst

oder Wucher da sey, und wann sich der Beweis findet, so

können die Schuldforderungen vom Gerichte ſchiedsrichterlich

herabgesezt , oder auch , wofern der Wucher 10 Proceat

übersteigt, vernichtet werden.

f. Die Verfügungen des Art. 4. des Decrets (Litt, b.) über

Wechselbriefe sind auf das Zukünftige wie auf das Vergan

gene anzuwenden , jedoch mit Ausnahme des Vergangenen

auf der rechten Rheinseite , wo das Decret erst künftig zur

Anwendung kommen würde, und ihm keine rückwirkende

Kraft beigelegt werden kann.

g. Kein Jude darf Dienstboten oder Lohnleuten auf Pfand

leihen, und andern Perſonen nur insofern , als ein Notar

darüber einen Akt auffeßt, in welchem bescheinigt werden

muß, daß die Geldſorten in feiner Gegenwart und im Bei

feyn von Zeugen erlegt worden seyen. Ist diese Forma!i

tät nicht erfüllt worden , so soll der Inhaber alles Recht

auf die Pfänder verlieren, deren unentgeltliche Rückgabe die

Gerichte folchenfalls befehlen können.

•

h. Bei den nämlichen Strafen sollen Juden keine Instru

mente, Geräthschaften , Werkzeuge und Kleidungsstücke von

Arbeitsleuten , Tagelöhnern oder Dienstboten annehmen

dürfen.

i. Kein Jude, welcher nicht wirklich in den Rheinprovinzen

domilicirt ist , soll anders als Kraft ausdrücklicher Bewilli

gung Sr. Majeſtät die Erlaubniß erhalten , sich darin nie

derzulassen.

"

.

Ferner trug die Stände-Versammlung darauf an, daß

4) den Juden die Erwerbung des Staats- und Gemeinde-Bűr

gerrechts, mit welchen die Uebernahme von Staats- und Ge

meinde- Aemtern verbunden ist, versagt , und sie bloß als

Schußverwandte in den Gemeinden zugelaſſen, ihnen jedoch

gestattet werden möge, die Vormundschaft über die eigenen

Glaubens-Verwandten zu führen ; daß sie

5) angehalten werden sollen, ihre Handelsbücher in deutscher

Sprache zu führen, sich dieser auch bei Verträgen und recht

lichen Willenserklärungen aller Art, und endlich auch nur

1

*
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deutscher oder lateinischer Schriftzüge zu ihrer Namens - Un

terschrift zu bedienen. Daß

6) die Juden in dem ostrheinischen Theile der Provinz zur

Annahme beſtimmter Familien - Namen, nach Vorschrift des

Edicts vom 11ten März 1812 angewiesen, ihnen jedoch un

tersagt werde, die Namen bekannter Familier zu wählen.

Daß

:

7) insofern der Hauſirhandel überhaupt gestattet werde, die

Juden dabei so zu beschränken seyen, daß sie ihre Waaren

nicht auf Kredit verkaufen , wenn sie es aber dennoch thun,

fie solche Schulden nicht gerichtlich einklagen dürfen. Daß

8) diese Beschränkungen vorläufig auf zehn Jahre festzusehen

und vor Ablauf derselben ein abermaliges Gutachten, der

Stände über eine weitere Verlängerung , Modification oder

gänzliche Aufhebung derselben allergnädigst zu erfordern sey,

und daß endlich

9) für den Fall, daß es Sr. Majestät gefallen sollte , die Art.

7. und 8. des allegirten Decrets vom 17. März 1808 auch

ferner mit den übrigen beſtehen zu laſſen, Allerhöchſtdieſel

ben bestimmen möchten, daß denjenigen Juden auf dem lin

ken Rheinufer, welche 10 Jahre lang ununterbrochen im

Besize des polizeilichen Patents gewesen, und noch überdies

ein Zeugniß von des Gemeinderaths beibringen , daß sie

sich durch eine tadellose Handlungsweise ausgezeichnet haben,

die fernere Lösung dieses Patents erlassen, die Juden der

rechten Rheinseite aber, welche durch ein Zeugniß von des

Magistrats oder Ortsvorstandes nachweisen , daß sie in dem

Rufe eines rechtlichen Lebens und Handelns ſtehen, von Lő

fung des Patents entbunden seyn sollen.

August Fürst zu Wied.

3. Sachfen.

Die den Ständen allergnädigst ertheilte Erlaubniß, wegen

Feststellung der bürgerlichen Verhältnisse der Juden ihre Vorschlä

ge und Wünsche zu äußern, benußten sie zur Darlegung der An

ficht, daß zur Sicherung des Gewerbes der übrigen Staatsbürger,

in Hinsicht der Ausbreitung der Juden überhaupt und ihres Ver

kehrs insbesondere, eine gefeßliche Beschränkung durchaus als rath

fam erscheine, solche jedoch in Hinsicht der , einem großen Theil

berselben in der Monarchie bereits beigelegten Staatsbürgerrechte

nur so welt auszudehnen sey , als die Nothwendigkeit erheische,

und waren in dieser doppelten Hinsicht der Meinung , daß zwar
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das Allerhöchste Ediet vom 11. März 1812 als Grundlage zu ei

ner allgemeinen diesfallſigen Gefeßgebung anzunehmen ſeyn dürfte, '

doch mit den Modificationen, daß sie

1) von Bekleidung von Staats- und Communal-Aemtern, na

mentlich auch von der Praxis der Justiz - Commissarien und

Notarien ausgeschlossen bleiben;

2) die inländischen Juden, abgesehen von dem ihnen zustehen

den Rechte, sich an jedem Orte des Inlandes blos temporair´

aufzuhalten , auf ihren dermaligen Wohnort und , wenn sie

noch keinen eigenen Wohnsig haben, auf den ihrer Eltern

eingeschränkt, in diesem aber auch unweigerlich aufgenommen

und geduldet werden. In einem andern Srte aber sollen

fie fich nur unter der Bedingung niederlassen dürfen , daß

fie dazu die Einwilligung des Magistrats und der Stadtz

verordneten in den Städten, der Polizeibehörde und der Ge=

meinde in den Flecken und den Dörfern, und die Genehmi

gung der vorgesezten Königlichen Regierung beibringen ; Leß

terer würde dabei die Befugniß beizulegen seyn, die Aufnah=

me, der Einwilligung der Ortsbehörden ohngeachtet , zu ver

weigern, nicht aber solche gegen dieselbe anzuordnen ;

3) muß kein Jude an einem und demselben Orte mehr als Ein

Haus besigen und mehr als nur Ein Etablissement, es de

stehe folches in einer Fabrik , Comptoir, offenem Gewölbe

oder Laden, haben, oder Commanditen etabliren ; keiner die

Apothekerkunst, und keiner die Schenk- und Gastwirthschaft

anders, als für seine Glaubensgenossen, lehtere auch nur an

folchen Orten betreiben dürfen, wo mindestens außerdem noch

eine andere, einem Chriſten gehörige , ähnliche Wirthschaft

vorhanden ist;

4) solle,ihnen der Handel auf dem platten Lande überhaupt,

der Hausir und Schacher- Handel aber gänzlich untersagt

seyn, und zu den Meßstädten, in denen ihnen das angezo

gene Gefeß §. 38. den Verkehr gestattet , noch ,,Naumburg"

zuzusehen seyn. Noch wünscht die einfache Majorität des

Landtags:

5) ihre gänzliche Ausschließung von der Erwerbung ländlicher

Grundstücke, die Minorität fand aber dabei kein Bedenken,

insofern nur ihnen die Ausübung der Patrimonial-Gerichts

barkeit, der Polizei , des Patronatrechts und ähnlicher Ehren

rechte nicht verstattet werde.

6) Die Aufnahme fremder Juden in den Preußischen Staat

aber würde von selbst durch die unter Nr. 2. bemerkte Be

stimmung beschränkt. Hierbei ist von den Ständen noch

einmüthig der Wunsch ausgesprochen worden, daß auf die

fittliche Verbesserung der Mehrzahl dieses Volks , wodurch

5
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allein es zu dem Genuß eines ausgebreiteten Staatsbürger

rechts nach und nach befähigt werden könne, durch die all

gemeine Vorschrift , ihre Kinder die christlichen Schulen mit

Ausnahme der Religionsstunden besuchen zu lassen, und durch

zweckmäßige Verbesserung ihres Religions - Unterrichts und

Gottesdienstes gewirkt werden möge , wozu insbesondere die

Haltung des lettern in Deutscher Sprache, wo möglich die

Verlegung des Sabbaths auf den Sonntag , für ein zweck

mäßiges Mittel gehalten wurde.

Das Verbot der Ehen zwischen Juden und Christen glaubt man

bereits hinreichend im Allgemeinen Landrecht ausgesprochen zu finden.

Der Grafzu Stolberg - Wernigerode.

4. Schlesien.

In Beziehung auf die Regulirung der bürgerlichen Verhält

nisse der Juden, war den Ständen allergnädigst anheim gegeben

worden, ihre Wünsche und Vorschläge anzubringen.

In Gemäßheit dieser Allerhöchsten Ermächtigung haben die

Stände das Gesetz vom 17. März 1812, so wie dessen Einwir=

kung auf die Umbildung der Juden , und deren Stellung zu den

christlichen Einwohnern des Staats einer unbefangenen Prüfung

unterworfen; das Ergebniß derselben schien dem von dem Geſeß

gehofften Erfolge nicht zu entsprechen.

Die unfittliche einseitige Richtung des Judenwesens , welche

frühere Bedrückung zum Theil entschuldigen konnte, wurde nicht

zum Bessern gelenkt gefunden, die Aussöhnung mit den christli

chen Staatsbürgern, die Erweckung des Gemeingeistes und Bür

gersinns , das Ergreifen gemeinnügiger Erwerbszweige wurde ver

mißt, dagegen der Hang, durch Wucher und Schacher unerlaubten

Gewinn zu suchen , im Schankgewerbe den Unverſtand des leicht

finnigen Landmanns zu benußen, und durch Umgehung der Staats

Auflagen sich beim Handel in Vortheil gegen den christlichen Kauf

mann zu ſehen, nicht vermindert erachtet.

Die Ursachen dieser verfehlten Wirkung des Gefeßes glaubten

die Stände vorzüglich in der Gewalt zu finden, welche die theo

kratische Verfassung dieses Volks auf ihre Ansichten , ihre Sitten

und ihre Lebensweise ausübte. Zu einer Umbildung desselben er

schien daher kräftigeres Eingreifen in das jüdiſche Erziehungswe

fen entschieden nothwendig.

y

Diefem zu Folge müßten alle Rabbiner und Assessoren in

ländische Universitäten besucht, auch insbesondere Philosophie , na

mentlich Moral Philosophie und orientalische Sprachen gründlich



67 ―――

T

$

studirt haben, auch diese , so wie überhaupt alle jüdische Lehrer,

ihr Amt nur nach einer vollständigen Prüfung über ihre Fähig

keiten antreten dürfen.

Die Juden würden ferner durch ernste Maaßregeln zur Er

richtung der für ihre Ausbildung erforderlichen Schulen, mit wel

chen in den größeren Städten Gewerbsschulen zu verknüpfen wä

ren , anzuhalten , und wo Vereinzelung dies nicht erlaubt, genő

thigt seyn , ihre Kinder in christliche Schulen zu schicken , auch

müßte der Unterricht in jüdischen Schulen ohne Ausnahme nur

in deutscher Sprache ertheilt werden.

Als eine dem Zweck entsprechende aber allerdings durchgrei

fende Maaßregel erkannte der Landtag auch das Verbot für die

Juden, christliches Gesinde zu halten , welches jedoch für Ämmen

nicht Anwendung finden sollte. Auch eine Beschränkung in dem

Hange vorherrschend . den Handels-Erwerb zu ergreifen, und ganz

liche Untersagung alles Hauſirhandels , schien zu ihrer Entjudung

angemessen.

An diese Maaßregel sollte sich ein Wegweisen von dem Be

triebe der Branntweinbrennereien und des Ausschanks anschließen,

aus welchen zugleich die Ausschließung von dem Befihe von Rit

tergütern und Erbscholtiseyen folgte.

Lehtens glaubte der Landtag noch entschiedene und durchgrei

fende Bestimmungen gegen die hervorstechendste ihrer unsittlichen

Richtungen , den Wuchergeist erforderlich, und fand diese in der

den Juden bei Darlehns - Geschäften aufzulegenden Verpflichtung,

gleich bei Zahlung des Darlehns auch den Beweis für die voll

ständig gezahlte Valuta zu führen.

Diese Beschränkungen, welche nur zum Zweck der Umbildung

der Juden noch auf einige Zeit in Anwendung kommen dürften,

und welche sich daher auf die Masse dieses Volks beziehen müß

ten, sollen jedoch die Ueberzeugung nicht ausschließen, daß viele jü

dische Individuen sich von der volksthümlichen Befangenheit be

reits losgerissen haben, und jest und später in ihrer sittlichen und

staatsbürgerlichen Ausbildung derselben voreilen ; für solche, welche

daher durch Gemeinsinn, durch Aufopferung und patriotische Hand

lungen dem Gemeindebesten bedeutende Vortheile zuwenden, glaub

ten die Stände Befreiung von den aufgeführten Beſchränkungen

als Aufmunterung und Belohnung angemessen.

Auch bezogen sich die vorstehenden ehrfurchtsvollen Andeutun=

gen nur auf das Herzogthum Schlesien und die Grafschaft Glag,

in welchen Landestheilen das Gefeß vom 17ten März 1812 zur

Ausführung gekommen ist, indem die Landtags -Abgeordneten des

Preußischen Markgrafthums Ober-Lausiß sich dahin vereinigt hat

ten , Se. Majestät den König ehrfurchtsvoll zu bitten:

5 *
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die gegenwärtig liber die bürgerlichen Verhältnisse der Ju

den daselbst noch bestehende Gesesgebung allergnädigst un

verändert zu belassen *) .

Darin sprach sich jedoch der einstimmige Wunsch aller Stän

de des Landtags aus , daß dem Einwandern der Juden , sowohl

aus fremden Staaten , als auch aus andern Preußischen Provin

zen in die zum schlesischen Provinzial-Landtage verbundenen Lan

destheile durch allergnädigste Anordnung strenger Maaßregeln kräf

tig gesteuert werden möchte.

Heinrich Fürst zu Anhalt - Cöthen- Pleß.

5. Brandenburg.

Se. Majestät der König haben geruht, die aus allen Landes

theilen der Provinz, in welchen das Edict vom 11ten März 1812

über die bürgerlichen und rechtlichen Verhältnisse der Juden nicht

in Kraft besteht , gesammelten vollständigen Materialien über die

Verhältnisse und den Zustand derselben , den Ständen mit dem

Befehle vorlegen zu lassen:

folche in Berathung zu ziehen und darüber sich zu erklä

ren, was für Vorschläge und Wünsche sie in Rücksicht die

fes Zweiges der Gesetzgebung für ihren Provinzial-Verband

anzubringen haben.

Die Stände verehrten den neuen Beweis des allerhöchsten Ver

trauens, erkannten die Wichtigkeit des ehrenvollen Auftrags und

glaubten nur durch möglich vorurtheilsfreie Erwägung , wie ohne

Ungerechtigkeit gegen die Juden die allgemeine und die Wohlfahrt

ihrer christlichen Mitbürger zu sichern sey , demselben genügen zu

können.

Die Verhältnisse der Juden sind in den verschiedenen Landes

theilen der Provinz von einander abweichend.

In der Altmark haben sie durch das dort noch günstige West

phälische Gefeß alle Rechte und Freiheiten der andern Unterthanen

erhalten. Ihre Zahl hat unter der Fremdherrschaft und bis wie

In der Ober-Laufiß gilt noch die Sächsische Gesetzgebung über das

Judenwesen, durch welche die Erscheinung eines Juden in den

Sächsischen Städten , Dresden und Leipzig ausgenommen , fast

eben so selten ist, als die eines Sachsen in Jerusalem. Wir has

ben aus diesem aufgeklärten und gewerbfleißigen Lande bis jest

noch keinen Wunsch vernommen , daß die Geseggebung geändert

werden möge.
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der genauere polizeiliche Aufsicht eintrat, durch Einwanderung um

das Vierfache sich vermehrt, jedoch ist bedeutender Grundbesig von

ihnen nicht erworben worden.

In Schermeiffel gelten für sie die Posenschen , in Kottbus

die alten Preußischen, in den vormals Sächsischen Districten und

der Niederlaufig die Sächsischen Gefeße.

Zahl und Besisstand haben hier nicht bedeutend sich geändert.

In den übrigen Marken , wo das Edict vom 11ten März

1812 in Kraft getreten ist , hat seitdem ihre Zahl etwa um ein

Viertel sich vermehrt , und sie haben viele städtische Grundstücke,

auch größere Landgüter erworben.

In der Altmark wünscht man Abänderung des Westphäli

schen Gesezes sehr dringend; in den Theilen, wo strengere Be

schränkungen noch Statt finden , ist unbedingte Einführung des

Edicts vom 11ten März 1812 nicht Wunsch.

Auch da , wo es gesehlich in Kraft steht, glaubt man, daß

der Erfolg der wohlwollenden Absicht nicht entsprochen habe; die

Juden scheinen nicht wesentliche Fortschritte in der Bildung ge=

macht zu haben ; die Erlaubniß zur Ergreifung anderer Erwerbs

mittel ist höchst selten von ihnen benust, und sie sind mit weni

gen Ausnahmen beim alten Gewerbe, dem Handel , die ärmern

beim Schacherhandel geblieben. Man wünscht in mehreren Punk

ten beschränkendere Abänderungen des Gefehes.

Die Bermehrung der Judenschaft durch fremdes Einwan

dern schien auch den Ständen bedenklich, die vielmehr ehrerbietig

anheim gaben, ob bei den in andern Staaten, namentlich in Po

len, ergriffenen Maaßregeln , die Aufnahme der Juden nicht den

alten Einschränkungen unterworfen und der allerhöchsten Erlaub

niß Sr. Königlichen Majestät selbst vorbehalten bleiben möchte.

Auch das Herumziehen aus einem Regierungs -Bezirk in den an

dern dürfte niemals zum Ansiedeln und nur zum Handel auf

großen Messen, zu gestatten seyn.

Sollen aus den Juden , besonders der ärmern Klaſſen, der=

einst gute , nügliche Unterthanen werden, so möchte dieses nur

durch zweckmäßige Bildung der Juden möglich , und hierzu ein

Hauptmittel seyn, wenn alle Judenschulen geschlossen würden, der

Religions-Unterricht nur von geprüften, unter Oberaufsicht ge

ftellten Lehrern ertheilt werden dürfe und die Kinder zur Erler

nung alles Uebrigen die christlichen Schulen besuchen müßten.

Wenn alsdann die Obrigkeiten dafür sorgten, daß die jüdiſchen

Knaben, die in der Schule mit den Christen-Kindern und selbst

mit den bürgerlichen Verhältnissen bekannter geworden sind , bei

guten Meistern zu einem beffern Gewerbe , als dem väterlichen

Schacherhandel angeleitet , und daß die jüdischen Mädchen als
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Dienstboten bei ihren Glaubensgenossen , die christliche in Zukunft

nicht halten dürften, untergebracht würden, so ließe von der künf

tigen Generation ein Besseres , als von der gegenwärtigen sich

erwarten.

Die Erfüllung der Militairpflicht wird besonders durch drei

jährigen Dienst ein vorzügliches Bildungsmittel werden können.

Die Erlaubniß zum Heirathen dürfte nur , wenn die Mittel

zur Erhaltung der Familie, die zum Anfang eines stehenden Han

delsgewerbes , nur wenn hinreichendes Vermögen, guter Ruf, und

daß die Handlung ordentlich erlernt sey, nachgewiesen worden , er

theilt werden. Für den Erben möchte billig zur Fortsehung der

Handlung nur beides Lehtere erforderlich seyn. Nur in den

Städten , nicht aber auf dem Lande , dürften jüdische Kaufleute

sich besehen , letteres nur den jest vorhandenen für ihre Person,

nicht für ihre Erben gestattet bleiben, Aller Hausir und Scha

cherhandel wäre ganz zu untersagen , und der Jude dürfte nicht

Apotheker und nicht Gaſt- oder Schankwirth, als allein für seine

Glaubensgenossen werden; auch würde streng darauf zu halten

seyn , daß er bei sonst nühlicher Annahme eines eigenen Zuna

mens nicht den einer geachteten Familie wähle,

=

Wie dieses , so war auch die Ansicht der Stände, daß die

jezigen Besißer und Intestat-Erben zwar das erworbene Grund

eigenthum ungestört behalten müssen , daß aber künftig in den

Städten ein Jude nur an seinem Wohnort, und nur ein Haus

und einen Garten , ein Mehreres allein nach dem Ermessen des

Magistrats und mit ausdrücklicher Genehmigung der Regierung,

in einzelnen Fällen erwerben dürfe , und daß auf dem Lande der

Ankauf eines Ritterguts , da das Gesek ihm die Standschaft ab=

spricht, und eines Lehn- und Erb- Schulzengüts , da er zum Am .

te nicht tauglich ist, ganz zu verbieten sey. Nach ihrer einstim

migen Meinung solle er ein anderes Bauern oder Kofsäthengut

nur unter der Bedingung erwerben dürfen , wenn er allem Han

del entfagt , keine jüdische Miethsleute einnimmt und mit seinen

Kindern den Boden selbst bearbeitet; und wenn er das lehtere

binnen 6 Monaten nicht erfüllt , müsse das Gut zum nothwen=

digen Wiederverkauf gebracht werden. Die Mehrzahl der Ver

fammlung glaubte , daß in jedem Dorfe von wenigstens 10 Hő

fen nur eine jüdiſche Familie und nur mit einem Gespann hal

tenden Hofe , in kleinern aber gar keine sich ansiedeln dürfe; der

gesammte zweite Stand hielt jedoch diese Beschränkung für die

Städte, da dort weit mehr gestattet werde, unbillig und nachthei

lig , und da der Landbau das beste Mittel sey , den Juden vom

Handel abzubringen , auch nicht für zweckgemäß.

Die Stände haben geglaubt, die allergnädigsten Befehle nur

dadurch befolgen zu können, wenn sie ehrfurchtsvoll, aber freimü

蘑



71

thig ihre Ansichten und die Resultate ihrer Erwägungen zur wei

tern Prüfung vorlegten. Sie erwarten - vertrauensvoll von der

Weisheit Sr. Königl. Majestät , was sie zum Besten des Landes

über diesen wichtigen Punkt der Gesetzgebung entſcheiden wird,

und eben so, ob der Gedanke Anwendung finden könne , daß die

Geseze über die Juden, die nur nach dem gegenwärtigen Stand

punkt derselben sich richten können, in Zeiträumen von einer Ge

neration neuer Prüfung zu unterwerfen , und nach Maaßgabe,

wie solcher alsdann sich gestaltet, abzuändern ſeyn möchten.

Graf v. Alvensleben.

6. Pommern.

Nach der allerhöchsten Kabinets - Ordre vom 29. April 1824

soll von der Provinzial - Versammlung in Berathung genommen

werden :

ob und was für Vorschläge und Wünsche etwa in Rück

sicht der jest bestehenden Gesetzgebung über die bürgerlichen

und Rechtsverhältnisse der Juden in der Provinz anzubrin

gen seyn möchten ?

Der Landtagsversammlung schien es nothwendig , bei den Be

rathungen über diesen Gegenstand

Neu-Vorpommern von Alt-, Vor- und Hinterpommern

ganz zu trennen , da in beiden Provinzial - Theilen verschiedene

Rechtsverhältnisse der jüdischen Glaubens - Genoffen bestehen.

In Alt-, Vor- und Hinterpommern ist das Gefeß vom 11ten

März 1812,

die bürgerlichen Verhältnisse der Juden betreffend,

in Kraft, und mußte daher als vorzüglicher Unhalt den Berathun

gen zum Grunde gelegt werden.

Nach reiflicher Erwägung der Verhältnisse glaubte die Ver

fammlung sich theils einstimmig , theils mit überwiegender Stim =

men-Mehrheit für folgende Modificationen und Anträge ausspre

chen zu dürfen :

1. die Orts - Obrigkeiten zu verpflichten , eine erneuerte Re

cherche anzustellen , in wie weit von jest vorhandenen.

jüdischen Glaubens - Genoſſen das Staats-Bürgerrecht ge=

feßlich erworben und begründet , und da, wo dies nicht er

wiesen ist, die geseßlichen Folgen eintreten zu lassen;

2. dieselben bei Erfüllung der Militair-Verpflichtung streng zu

berücksichtigen, um die Vermuthung zu entfernen , daß die

Abweichung ihrer religiösen Verhältnisse zu erleichterter Ex

emtions - Berücksichtigung den Anlaß geben könne ;

1

1
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3. jeden jüdischen Glaubens-Genoffen zu verpflichten, fein An

erkenntniß über das erworbene Staats- Bürgerrecht bei den

Behörden feines Aufenthalts niederzulegen, und für jedes

Kind bei Niederlassung an einem Orte das Naturaliſations

Attest von den Behörden seines frühern Wohnorts beizua

bringen , und gleichfalls bei den Orts - Behörden niederzule

gen, bei temporärer Entfernung dies im Paſſe zu bemerken j

4. leztwillige Erklärungen , welche nicht in deutscher Sprache

abgefaßt und in dieser Art vollzogen sind, als ungültig ans

zusehen;

5. bei Verträgen, denen diese Unterschrift mangelt, es von dem

Mitcontrahenten abhängig zu machen, ob derselbe die Güt

tigkeit anerkennen will;

6. von Verwaltung akademischer Lehr- und christlicher Schul

ämter, so wie auch von Verwaltung der Gemeinde-Aemter

dieselben ganz auszuschließen;

7. dieselben nicht zu öffentlichen Bedienungen und Staats

Aemtern zuzulaffen;

8. die Etablirungen auf dem platten Lande von dem Consense

der Orts-Obrigkeit, in den Städten von dem Beschlusse der

Communal-Behörde abhängig zu machen , und zu bestim

men, daß derselbe bei einem Mißverhältniß der jüdischen

Einwohner und ihrer Gewerbe - Verhältnisse zu den christli

chen versagt werden könne;

•
9. sie von Erwerbung der Rittergüter mit Patronat-Recht ganz

auszuschließen, wenn ihnen ein solches Gut nicht wegen ei

ner Forderung gerichtlich zugeschlagen wird ; es aber dann

nicht an jüdische Glaubens-Genoffen vererben zu dürfen ;

(Eine große Mehrheit des Isten und IIIten Standes hat

fich jedoch für ihre gänzliche Ausschließung von der Er

werbung der Rittergüter erklärt. )

10. von den Söhnen eines eingebürgerten Israeliten nur einem

den Handel en detail zu gestatten , und

11. wenn auch die übrigen sich mit dem Handel en gros bes

schäftigen dürfen , sowohl von diesen als von demjenigen,

welcher sich auf Handel en detail beschränkt , nachweisen

zu lassen, daß fie die nöthige Geschicklichkeit dazu erworben

haben;

12. den Hauſir-Handel , zum Verkauf, bei Eonfiscation der

Waaren ganz zu untersagen, für den Aufkauf auf Pferde,

Vieh und Wolle zu beschränken ;

13. Eingehung von Ehen zwischen Christen und Juden nur

unter dem Beding nachzugeben , daß die Kinder in der

christlichen Religion unterrichtet und erzogen werden ; von

jedem Juden aber , welcher heirathen will , der Obrigkeit
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nachweifen zu laffen , baß er durch ein erlaubtes Gewerbe

oder hinreichendes Bermögen eine Familie zu ernähren im

Stande ist;

14. fremden Juden nur dann die Erwerbung des Staats-Bűr

gerrechts zu gewähren, wenn sie ein Vermögen von 10,000

Rthlr. nachweisen , und 2000 Rthlr. zur Erwerbung eines

eigenthümlichen Grundstücks im Lande anlegen;

15. Christen, Annahme fremder Juden im Dienst zu untersagen;

16. Schul-Unterricht und Gottesdienst der Juden nur in deuts

scher Sprache balten zu lassen, und die jüdischen Lehrer

und Rabbiner nach einer zu ertheilenden Instruction einer

dem entsprechenden Prüfung zu unterwerfen.

Alle diese Einschränkungen sind nur aus dem Gesichtspunkte

hervorgegangen, den der Moralität so schädlichen Schacher-Handel

der jüdischen Glaubens-Genossen , dem sie sich vorzugsweise hinge

ben, zu beschränken, ihren Charakter zu veredeln , zu ihrer religiös

fen und sittlichen Ausbildung hinzuwirken und sie insbesondere

zur möglichst vervielfältigten Unnahme des Christenthums

hinzuführen.

Für Neu- Vorpommern ist das Gefes vom 11. März 1812

noch nicht in Gefeßes-Kraft übergegangen. Nach den besondern

Darstellungen der Abgeordneten dieses Landestheils wurde die Ues

berzeugung gegeben, daß die dort noch bestehenden alten Landes

gefeße und die Bewidmungen und Privilegien der Städte eben so

begründete, als beschränkende Verhältnisse feststellen , daß dieselben

zur Verhütung einer zu großen Vermehrung der jüdischen Glau

bens-Genossen genügen und deren Aufrechthaltung daher eben so

wünschenswerth als ausreichend erscheint, und die Versammlung

hat sich deshalb in dem Wunsche vereiniget:

diefe gefeßliche Bestimmung ferner in Kraft zu erhalten, und

dem Geseze vom 11ten März 1812 auf diesen Landestheil

keine Ausdehnung zu geben..

7. Preußen,

Die Allerhöchste Kabinets - Ordre vom 29sten April 1824 bes

stimmt: daß in Ansehung der jüdiſchen Bewohner derjenigen Pro

vinzen und Landestheile, woselbst das Edict vom 11. März 1812

über die bürgerlichen Verhältnisse der Juden nicht in Kraft besteht,

vollständige Materialien , aus welchen die gegenwärtigen Rechts

verhältnisse dieser jüdischen Unterthanen , ihr bürgerlicher und fitt

licher Zustand und ihr Einfluß auf bie Moralität und Gewerbsam
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keit ihrer christlichen Mitbürger beurtheilt werden können, den Pro

vinzial-Ständen mit dem Anheimgeben vorgelegt werden sollen, in

Berathung zu ziehen, und ſich darüber zu erklären : ob und was

für Vorschläge und Wünsche sie etwa in Rücksicht der jet beste

henden Gesetzgebung über die bürgerlichen und Rechtsverhältnisse

der Juden der Provinz anzubringen haben möchten.

Zu diesem Zwecke wurde dem Provinzial-Landtage von dem Kö

niglichen Commiſſarius ein umſtändliches Promemoria über dieſen

Gegenstand mit dem Bemerken vorgelegt, daß das Edict vom 11.

März 1812 ſeinem ganzèn Umfange nach in den hiesigen Provin

gen gelte, nur in Danzig und dem Danziger Stadtgebiet, so wie

in dem zum ehemaligen Herzogthum Warschau gehörig gewesenen

Landestheilen, nämlich den Culm- und Michelauer-Kreisen und der

Stadt Thorn, noch nicht in Ausführung gekommen sey. Die

Provinzial - Stände waren der Meinung : daß die besondern Ver

hältnisse von Danzig , Thorn , in den Culmer- und Michelauer

Kreifen eine ganz besondere Berücksichtigung verdienten , weil die

in den angeführten Landestheilen jest vorhandenen Juden keines

weges allein diejenigen wären , welche in den verschiedenen geſeßli

chen Verordnungen als solche bezeichnet würden, die in diesen Lan

destheilen bei der Reoccupation vorgefunden und von den alten

Provinzen, woselbst das Geses vom 11. März 1812 eingeführt

fey, jest abgesondert und ausgeschlossen werden sollten ; ſie trugen

daher darauf an zwei besondere Commissionen zu ernennen und

denselben Mitglieder aus den Kreisständen beizuordnen, von denen

die eine in der Stadt Danzig und die andere in Thorn, dem Mis

chelauer und Culmer Kreise eine ganz genaue Aufnahme aller da

selbst vorhandenen Juden zu veranstalten und dabei auszumitteln

haben würde, ob diese wirklich in diesem Landestheile geboren und

früher wohnhaft gewesen, oder wann und unter welchen Umständen

fie die ersten Gewerbscheine oder Schußpapiere erhalten hätten.

Diefen Commiffionen würde demnächst die Untersuchung zu

übertragen seyn, inwiefern auf die Juden aus denjenigen Vor

städten Danzigs, welche nicht abgebrannt sind, oder deren Wieder

Herstellung der Fortification wegen kein Hinderniß entgegen stehe,

gleiche Rücksichten mit denen in Vorstädten , welche abgebrannt

sind, zu nehmen wären. Die Provinzial - Stände glaubten dieſe

Anträge im Allgemeinen dahin ausdehnen zu dürfen: eine gleiche

Maaßregel wegen Ausmittelung und Wegschaffung der im König

reich Preußen, nicht gebornen Juden, auch in den andern Theilen

Preußens, in welchen das Geſeß vom 11. März 1812 gilt , ein

und durchzuführen, in der festen Ueberzeugung, daß auch in den

andern Landestheilen viele Juden sich aufhalten, die zum Aufent

halt daselbst keine Berechtigung hätten.
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Das Resultat der Arbeiten dieser Commissionen würde ab

zuwarten seyn , bevor beurtheilt werden könne, welche Remedur

noch vorzuschlagen wäre , und welche Mittel angewendet werden.

müssen , einer so höchst nachtheiligen Ueberfüllung einzelner Orte

mit Juden abzuhelfen. · Aber auch schon jeßt glaubten die Pro

vinzial-Stände nicht unbemerkt lassen zu dürfen , daß, wenn eine

gefeßliche Bestimmung wegen des Verhältnisses der Juden in Dan

zig, Thorn, den Eulm- und Michelauschen Kreisen erlassen werden

follte, dabei bezüglich auf das hier noch nicht eingeführte Geſet

vom 11ten März 1812 Folgendes zu berücksichtigen seyn dürfte:

3um §. 1. des Gefeßes. Die Erfahrung in der Provinz Preu

Ben habe gelehrt, daß der Zweck des Gefeßes (die Juden zum

verhältnismäßigen Beitritt der verschiedenen Klaſſen der Ge

sellschaft zu bewegen) durchaus nicht erreicht sey. Von einer

fittlichen Ausbildung der Juden in Polen sey nichts zu hof

fen, und die alljährlichen persönlichen Zusammenkünfte und

die Abhängigkeit der hiesigen Juden von den polnischen , in

Rücksicht der Handelsvortheile, werde Aufklärung und ſittli

che Verbesserung der Juden in den hiesigen Provinzen viel

länger zurückhalten , als da , wo der Jude seine Verbindun

gen unter aufgeklärten Christen sucht und findet. DerHan

del von Polen sey fast ausschließlich in den Händen der pol

nischen Juden, und würde es auch noch länger bleiben; der

polnische Jude aber reiche dem preußischen die erste Hand,

und so lange der preußische Jude seine Existenz auf den

Handelsverkehr mit seinen polnischen Glaubensgenossen mit

Sicherheit gründen könne, werde er nur handeln und scha

chern , nie aber in die arbeitenden und gewerblichen Klaſſen

des allgemeinen gesellschaftlichen Verbandes eingehen..

Um diesen Mißstand zu heben , dürfte es nur das einzige

Mittel geben, nämlich von jest ab keinem Juden die Be

fugniß zum Handeln zu ertheilen, als bis aus der Gesammt

zahl ihrer Glaubensgenossen so viel Individuen in die an

derweitigen Gewerbe, Dienste und Klassen der Arbeitsleute

übergegangen seyn würden , daß ungefähr das gleiche Ver

hältniß dieser Klaffen gegen die handelnden bei den Juden

eingetreten seyn werde , als es unter den übrigen Glaubens

genossen in der Nation besteht, in der ſie aufgenommen wer

den sollen.

Außer diesem Vorschlage wurde von der einfachen Plura

lität der Provinzial-Stände angetragen : keinem Juden zu er

lauben, christliche Hausdienstboten zu halten, bis es erweis

lich sey, daß eine verhältnismäßige Zahl jüdischer Hausdienst

leute im Lohn von christlichen Haushaltungen sich befinde.
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3um §. 10. wurde vorgeschlagen , den Juden den Aufenthalt

auf dem platten Lande nur alsdann zu gestatten , wenn sie

daselbst als Eigenthümer oder Pächter wirklich Ackerbau oder

ein nüßliches Handwerk betrieben , oder daselbst dienen ; jede.

Art von Handel, Schacher, Trödel, Schank- Krugwirthschaft,

Hökerei oder ähnliches Gewerbe, den Juden auf dem Lande

aber durchaus zu untersagen.

devel

Zum §. 15. wurde die traurige Erfahrung bemerklich gemacht,

daß in mehreren preußischen Städten die Juden in einigen

Quartieren sich in der Art anhäufen, uud daraus die Chri

ſten ſo ſehr verdrängen , daß während wegen Mangels an

Unterhaltungsmitteln die christlichen Kirchen ihrem Untergan

ge entgegengingen , die Synagogen der Juden sich mehrten

und vervielfältigten.

3um §. 16. In Betreff der Militair - Verhältnisse der Juden

waren die Ansichten der Provinzial-Stände sehr getheilt, und

nur die einfache Mehrheit dafür , daß die Juden militair

pflichtig blieben, und es gefeßlich festgestellt werden müſſe:

daß das Verhältniß der Juden zu den Christen im Militair

dasselbe seyn möge, als das Verhältniß der Seelenzahl der

Juden zu den Christen , und zwar nicht sowohl in einzel

nen Theilen oder Provinzen, als in dem ganzen Königreich

Preußen.

Die Minderzahl der Abgeordneten hielt die Juden in der

Allgemeinheit für gänzlich untauglich zum Militairdienst, und

daher die bis jest im Michelauer Kreise bestehende Gewohn=

heit: die Militairpflichtigkeit der Juden gegen eine Geldab

gabe zu erlassen, mit der Maaßgabe für zweckmäßig , daß

dieses Geld zu Belohnungen für christliche Handwerker, wel

che jüdische Lehrlinge zu tüchtigen Gesellen auszubilden sich.

verpflichten, verwendet werden möge.

Zum §. 17. wurde in den frühen Ehen der Juden ein vor

züglicher Grund der starken Vermehrung derselben und ihrer

großentheils schwächlichen , zum Militairdienst untauglichen

Constitution gefunden , und deshalb angetragen , daß durch

ein allgemeines Gefeß die Juden den allgemeinen Landesge

fehen in Rücksicht . des zur Schließung eines ehelichen Bünd

niſſes den Christen gefeßmäßig vorgeschriebenen Lebensalters

unterworfen werden mögen.

3um §. 31. und 34. hielten die Provinzial - Stände für drin

gend nothwendig , das Einwandern fremder Juden und Jü

dinnen , mit Einschluß derjenigen , die dem Großherzogthume

Posen zugehören , in diesen Landestheilen und überhaupt in

das Königreich Preußen , mit wohlverstandener Ausnahme
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aller derjenigen , welche zur Betreibung von Handelsgeschäf

ten auf Wochen und Monate sich hier einfinden , unter al

len Umständen und ohne irgend eine Ausnahme zu verbie

ten, und äußerten den Wunsch, daß:

Bum §. 37. die wegen des Hausirens der Juden bestehenden

Verbote geschärft und die Behörden für die genaueste Bes

obachtung dieser Vorschriften verantwortlich gemacht werden

möchten.

8. Pofe n.

Die den Ständen in der fünften Allerhöchsten Proposition

ertheilte Erlaubniß,

wegen Feststellung der bürgerlichen Verhältnisse der Juden

ihre Vorschläge und Wünsche allerunterthänigst zu äußern , bè .

nusten sie die Ansicht aufzustellen , daß die Juden für jest im

Ganzen zur Erlangung des Bürgerrechts sich nicht eignen , weil

der Unterschied ihrer Gewohnheiten , Sitten und Lebensweise zu

abweichend von denen der Christen ist, und weil sie sich bishër

durch Betreibung des Ackerbaues und Führung eines , körperliche

Anstrengung erforderlichen Gewerbes , des Bürgerrechts würdig zu

machen nicht bestrebt haben. Gleichfalls schten es den Ständen

nicht rathsam, im Einzelnen Ausnahmen zu gestatten, da dies

-wenn auch wirklich in der Provinz Juden sich befinden, des

nen unbedingt das Bürgerrecht eingeräumt werden könnte ,

nachtheilige Folgen haben würde, denn die Emancipirten , von

den übrigen Juden getrennt , möchten sich nicht mehr mit der

Vervollkommnung ihrer Glaubensgenossen befassen , und dadurch

würde der Zeitpunkt der Emancipation der Gesammtheit sich noch ·

entfernter stellen.

4 .

Das allgemeine Interesse erfordert jedoch, die Juden so bald

wie möglich aus ihrer jeßigen Lage herauszubringen, auch zur Si

cherung des Gewerbes der Christen, in Hinsicht der Ausbreitung

der Juden überhaupt , und ihres Verkehrs insbesondere , scheint

eine gefeßliche Beschränkung durchaus rathsam zu seyn , und es

haben daher die Stände mehrere Maaßregeln in Vorschlag ge=

bracht, welche dahin gehen :

1) die jüdische Bevölkerung dieser Provinz genau zu ermit

teln

2) der körperlichen Schwäche der Juden durch das Verbie

ten der frühen Ehen vorzübeugen ,
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3) ben Rabbinern und Religions- Lehrern die vollständige

Kenntniß der deutschen und polnischen Sprache zur Pflicht zu

machen , und legtere nicht eher anzustellen , als bis sie zwei Jah

re auf Universitäten gewesen und die gehörige Prüfung abgelegt

haben;

4) den Gottesdienst in der polnischen oder deutschen Spra

che abhalten zu lassen;

5) außer den jüdischen Religions-Schulen keine Privat-Schu

len zu dulden, sondern die jüdische Jugend in den öffentlichen

christlichen Schulen zu bilden ;"

6) die Civilisation der Juden durch den Soldatendienst zu

befördern;

7) den Juden zu verbieten, Chriſten in ihren Dienſt aufzu

nehmen;

8) fie von Ausübung der Apothekerkunst und Betreibung

des Schankgewerbes auszuschließen , ihnen dagegen die Betreibung

anderer Gewerbe und Ackerbau , auch Ankauf von Stadt- und

Landeigenthum unter gewissen Umständen zu gestatten ;

9) in Rücksicht der Gemeinde - Verhältnisse die Juden -Sy

nagogen als Corporationen zu behandeln ;

10) den jüdischen Rabbinern , Weltesten oder sonstigen Syna

gogen-Beamten, jede Einmischung in die den Civil- Behörden zu

stehende Verwaltung zu verbieten ;

11) den auf die Juden lautenden Schuld - Verschreibungen,

wegen der empfangenen Valuta, nur unter gewissen Bedingungen

vollen Glauben beizulegen; und

12) wo möglich den Sabbath auf den Sonntag verlegen zu

tassen.

Wenn nun die Juden den von Sr. Majestät zu erlassenden

Verfügungen genügt haben werden , so bitten die versammelten

Stände, daß nach zehn Jahren die Angelegenheit der Emancipa

tion derselben auf's neue zu deren Berathung allergnädigst vorge

legt werde.

Anton Fürst Sulkowski.

Dresden, gedruckt bei Carl Ramming.
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